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Die Demokratie als Reaßktion.
Als neulich im ſchweizeriſchen Kanton Zürich ein Geſetz, das

den Arbeitern den Gebrauch des Streiks als Kampfeswaffe
außerordentlich erſchwert, durch ein Referendum (eine Volks
abſtimmung) angenommen wurde, hat ſich wohl mancher dar
über gewundert, wie ſoviel Reaktion in dem demokratiſchſten
Lande Europas möglich ſei. Was in dem reaktionären Preußen-
land nicht einmal geſetzlich ſondern nur als Rechtsmißbrauch
ſeitens der Polizei und der Juſtiz beſteht, iſt dort jetzt gültiges
Recht! Und nicht nur in dem demokratiſchſten Land ſondern
gerade mittels des demokratiſchſten Jnſtituts dieſes Landes fand
die Knebelung der Arbeiterklaſſe ſtatt; das Referendum, die
allgemeine Volksabſtimmung ein demokratiſches Jdeal, das
ſonſt njrgends verwirklicht iſt brachte ſelbſt die Volksent-
rechtung.

Wer über das Verhältnis von Demokratie und Sozialismus
nicht ganz im Klaren iſt, könnte ob dieſes Widerſpruchs ſtutzig
werden; gerade deshalb iſt ein ſolches Ereignis geeignet, un
ſere Anſchauungen über dieſes Verhältnis zu klären. Die be
deutende Rolle, welche die politiſche Demokratie in den Kämpfen
und Zielen des Proletariats ſpielt, hat bisweilen zu der An
ſchauung geführt, als ſei in der Demokratie der Sozialismus
eigentlich im Grunde ſchon enthalten, als ſei mit der Errei
chung der politiſchen Demokratie das halbe Werk ſchon getan.

mit demokratiſchen Staatsformen, wie die Schweiz,
ankreich, Holland, ſeien uns dadurch in der Entwicklung vor-

an, es gebe dort nicht ſoviel mehr zu erkämpfen, und der Geiſt
der politiſchen Gleichheit bewirkt ein größeres Verſtändnis für
das Streben der Arbeiter nach ökonomiſcher Gleichheit.

Dieſe Anſchauungsweiſe überſchätzt die politiſche Form gegen
die ökonomiſche Wirklichkeit, ſie überſieht, daß die Politik auf
der Wirtſchaft beruht. Dieſelben politiſchen Formen können
bei ganz verſchiedenen Wirtſchaftsweiſen vorkommen; ſie ſind
dann mit einem verſchiedenen Geiſt, mit einer verſchiedener
Denkweiſe erfüllt, und es muß zu Fehlſchlüſſen führen, wenn

man über dieſe Verſchiedenheit hinwegfſieht.
Ein ſolcher Unterſchied beſteht zwiſchen der kleinbürgerlich-

bäuerlichen und der proletariſchen Demokratie. Bei beiden
beruht die politiſche Gleichheit auf der wirtſchaftlichen Gleich

heit. Erſtere, die kleinbürgerlich-bäuerliche Demokratie, beruht
auf der Gleichheit neben einander wohnender freien Bauern
oder Kleinbürger, deren primitive Produkt:onsweiſe noch nicht
durch das Eindringen des Kapitals, deren Gleichheit noch kaum
durch ſtarke Beſitz- und Klaſſenunterſchiede geſtört wurde. Letz
tere, die proletariſche Demokratie, bernht auf der Hleichheit der
Mitglieder einer ſozialiſtiſchen Arbeitsgemeinſchaft. Erſtere
gehört der Geſchichte an und iſt faſt überall, wo ſie beſtand,
detrch neue politiſche Ernrichtungen, die einer kleinen reichen
Klaſſe die politiſche Herrſchaft ſichern, erſetzt oder ergängzt wor
den. Letztere iſt Zukunftsmuſik und beſteht heute nur als Pro
gramm, als politiſches Jdeal der um die Herrſchaft kämpfenden
Arbeiterklaſſe.

Die ſchweizeriſche Demokratie beruht auf der wirtſchaftlichen
Rückſtändigkeit des Landes, die die alte kleinbürgerliche Ver
faſſung und den alten kleinbürgerlichen Geiſt beſtehen ließ.
Durch ihre unzugängliche Lage wußten am Ausgang des Mit

telalters die Bauern der Gebirgstäler ſich der Unterjochung
durch die Fürſten zu entziehen, und an ihnen fand das Bürger-
tum der benachbarten Städte einen Rückhalt. So entrannen
die ſchweizeriſchen Bauern und Städterepubliken dem Looſe der
ſüddeutſchen Bauern und Städte, eine Beute der ſie umgeben
den Fürſten zu werden. Zwar entwickelte ſich in vielen Städten
eine Schicht durch Handel reich gewordener Patriziergeſchlechter,
die die politiſche Herrſchaft uſurpierten, ſie wurde jedoch im vo-
rigen Jahrhundert durch eine kleinbürgerlich-bäuerliche Oppo-
ſition niedergeworfen. Die im übrigen Europa emporkom-
mende, ſich der alten Regierungsgewalt bedienende Kapitalherr
ſchaft mußte den Schweizern als eine neue Ariſtokratie erſchei-
nen; der gegen ſie kämpfenden, anfangs noch mit dem Klein-
bürgertum verbündeten Arbeiterklaſſe brachten ſie als Käm-
pfern für die Freiheit ihre Sympathie entgegen. Die Schweiz
wurde das Aſyl der verfolgten Revolutionäre. Aber nur weil
ſie ſelbſt den neuen kapitaliſtiſchen Klaſſengegenſatz kaum
kannte, konnte ſie ein ſolches Aſyl, konnte ſie das Land der Frei-
heit und der Demokratie bleiben.

Der Geiſt dieſer Demokratie war jedoch ein ganz anderer, als
der des Proletariats. Von weitem konnte es ſcheinen, als ſeien
die freien ſchweizeriſchen Kleinbürger und Bauern und die in
Deutſchland um Freiheit kämpfenden Arbeiter eines Geiſtes.
Sobald die Schweizer ſelbſt mit dem Kapitalismus in Berüh-
rung kamen, mußte ſich herausſtellen, daß dieſen kleinbürger-
lichen Demokraten jedes Verſtändnis für die Lage und die
Intereſſen der Proletarier abging. Wie kann der Bauer, dem
raſtloſe Arbeit auf dem eigenen Acker eine aus der Natur ſtam
mende Notwendigkeit, dem Fleiß daher eine erſte Tugend iſt

wie kann der Kleinbürger, der ſich nur durch Anſtrengung
aller Kräfte über Waſſer halten kann, die Arbeitsverweigerung
der Proletarier, den Streik, auch nur entfernt verſtehen oder
gar billigen Wie eine freche Faulheit muß ſie ihnen erſchei
nen. Man ſollte die Kerls mit Gewalt zur Arbeit zwingen, iſt
im Grunde ihre Anſicht. Erſt wenn ſie ſelbſt vom Kapital aus-
gebeutet werden, fangen ſie an, wenn auch noch ſchwer, den wirt
ſchaftlichen Kampf der Arbeiter zu verſtehen.

Die Kleinbürger, die ſelbſt Arbeiter beſchäftigen, empfinden
gegen die gewerkſchaftlichen Kämpfe der Arbeiter einen noch
größeren Haß, als die Großkapitaliſten, weil ſie dadurch ſchwe
rer getroffen werden. Es kommt noch hinzu, daß Bauern und
Kleinbürger durch ihren beſchränkten Geſichtskreis eher ihren
reaktionären Neigungen folgen, als die entwickelte, weiter
blickende Großbourgeoiſie, die die üblen Folgen der Unter-
drückungspolitik beſſer vorausſieht. Aus dieſen Verhältniſſen
läßt ſich ganz gut verſtehen, weshalb die Mehrheit der Züricher
Bauern und Kleinbürger bereit war, der Arbeiterklaſſe den Ge
brauch ihres wichtigſten Kampfesmittels in einer Weiſe, vor der
die Bourgeoiſie in weniger demokratiſchen Ländern ſich ſcheut,
zu erſchweren.

Dieſe Erfahrung beſagt ſelbſtverſtändlich nichts gegen den
hohen Wert, der der Demokratie in unſerem Kampfe zukommt.
Sie zeigt uns, daß dieſer Wert der Demokratie nur zukommt,
ſoweit ſie von einer ſozialiſtiſch denkenden Arbeiterſchaft er-
kämpft oder erfolgreich verteidigt wird; und ſie räumt mit dem
Wahn auf, daß die aus alter Zeit ererbte Demokratie ein Mit
tel bildet, uns ohne ſchwere Kämpfe in die ſozialiſtiſche Zukunft

hinübergleiten zu laſſen. Das ſchweizeriſche Beiſpiel zeigt uns,
daß Demokratie und Reaktion keine unbedingten Gegenſätze
ſind. Sie können zuſammengehen in aus alter Zeit überkom-
menen, von der kapitaliſtiſchen Entwicklung noch nicht zerſetzten
Klaſſen, deren Demokratie nicht einer Fortſchrittlichkeit ſondern
gerade ihrer Rückſtändigkeit entſpringt. Durch ihre reaktionäre
Geſinnung dem proletariſchen Klaſſenkampfe gegenüber ſind ſie,
trotz ihrer Demokratie, in der Regel nur als Feinde zu haben.
Nur auf eine Volksmaſſe, die vom Kapital ausgebeutet wird
und ſich dieſer Ausbeutung bewußt iſt, iſt in dem Kampf für die
Arbeiterdemokratie, für die ſozialiſtiſche Demokratie zu rechnen.

Cagesgeſchichte.

Halle a. S., 11. Mai 1908.
„Echt preußiſch.“

Jn einer Auseinanderſetzung über das Ergebnis des letzten
Hardenprozeſſes bemerkte die Kreuzzeitung, es werde
doch wohl auch der Frankfurter Zeitung im nationalen
Jntereſſe nicht gut erſcheinen, wenn Fürſt Eulenburg
des Meineids überführt werde und die Frankfurter
Zeitung ſtimmte dem zu. Dieſe Auffaſſung iſt echt
preußiſch derjenige, dem in Wahrheit die Ehre der
Nation hoch und heilig iſt, wird ſie nicht dadurch beſchmutzt
erachten, daß unter den Tauſenden von Vertretern, die die
Statiſtik aller Völker zählt, ſich gelegentlich Angehörige der
ſogenannten höchſten Kreiſe finden. Auf das empfindlichſte
aber wird unſerer Anſicht nach die nationale Ehre geſchändet,
wenn ein Verbrechen vertuſcht wird, weil es von einem „Gro-
ßen“ begangen worden und doch liegt dieſe Gefahr nicht
außerhalb des Bereichs der Möglichkeiten, wenn ſich nicht ſeit

einigen Jahrzehnten die Anſchauungen in preußiſchen Juriſten
kreiſen ganz erheblich geändert haben ſollten damals
meinte man in maßgebenden Kreiſen, daß der Staatsanwalt
„aus Rückſicht auf die Geſellſchaft wohltue, die Spur eines
Verbrechens in höheren Geſellſchaftskreiſen nur dann zu ver
folgen, wenn er wegen zu großer Publizität nicht mehr an
ders könne. Das ſei gerade der Vorzug der Einrichtung der
Staatsanwaltſchaft, daß der öffentliche Ankläger auch ein Ver
brechen ignorieren könne, wenn ihm dies zur Vermeidung von
Aufregung nützlich ſchiene'. Dieſe Grundſätze hörte Albert
Friedrich Lange in Bonn „von einem angeſehenen
rheiniſchen Juriſten in einer ſehr reſpektablen Geſellſchaft un-
angefochten ausſprechen“ (Brief Langes an Pfarrer Kambli
1862). Und Lange fügte hinzu, daß er „eine ganze Reihe von
Fällen erlebt, in welchen Verbrecher, die, wenn ſie arm und
ohne Einfluß und Verbindungen wären, im Zuchthauſe ſäßen,
unangefochten in der Geſellſchaft verkehrten, in Ehrenämter ge
wählt werden und eine glänzende Rolle ſpielten Den-
jenigen Privatmann, der es wagen wollte, einen ſolchen an
geſehenen Verbrecher zu entlarven, würden die meiſten mit
wahrer Gehäſſigkeit anfeinden: Jn einer Verleumdungsklage
würde der Entlarvungsverſuch unter zehn Fällen gewiß neun-
mal mit der Verurteilung des „Verleumders“ enden, wenn
derſelbe auch nichts als die reine Wahrheit behauptet hat“.

[Nachdr. verbJ Die Mutter.
Roman von Maxim Gorki. Deutſch von Adolf Heß.

Die Mutter, die neben ihm ſtand, ſah, wie ſeine Augen
von einem warmen und hellen Glanz erleuchtet wurden. Jn
dem er die Hände auf die Stuhllehne legte und ſeinen Kopf
auf die Hände ſtützte, blickte er irgendwo weit in die Ferne
und ſein ganzer hagerer und zarter, aber kräftiger Körper
e vorwärts zu ſtreben, wie ein Blumenſtengel zum Son-
nenlicht.

„Warum heiraten Sie ſich denn nicht!“ riet die Mut-
ter ihm.

Oil Sie iſt ſchon fünf Jahre verheiratet.„Aber warum ging es denn früher nicht2

m eliebtNah kurzem Nachdenken erwiderte er:

„Doch, wahrſcheinlich ſie mich geliebt Jch bin deſ
ſen ſogar ſicher! Aber ſehen Sie, es kam bei uns immer ſo:
wenn ſie im Gefängnis ſaß, war ich frei, war ſie aber frei,
ſo ſaß ich im Gefängnis oder war verbannt. Das hat tat
ſächlich viel Aehnlichkeit mit der Lage, in der Saſcha ſich be
findetl Endlich wurde ſie auf zehn Jahre nach Sibirien ver
bannt, ſchrecklich weit! Ich wollte ihr nachreiſen 7
ſowohl ſie wie ich hatten immer Bedenken und ich blieb
ier. Sie aber traf dort einen anderen Mann Meinenreund, einen ſehr netten Menſchen! Dann Flohen ſie zuſam

men und jetzt leben ſie im Auslande. Ja.
d Er nahm die Brille ab, n n die Gläſer gegen
as Licht und wiſchte ſie nochmals rein.Ah Se ehe Wien i rief die, Mutter r en

Er tat ihr leid und gleichzeitig lächelte ſie nach Muttera
warm und zärtlich. Er aber änderte ſeine Stellung, Wo
wieder die Feder zur Hand und begann abermals zu n,
e er den Rhythmus ſeiner Worte durch Hand bewegungen

ezeichnete.Wer Familienleben, die Kinder, die unſichere e z
Notwendigkeit, um's Brot viel zu arbeiten T e de
Energie eines Revolutionärs herab, ſtets währe

Hat ſie Sie

Revolutionär ſeine Energie unermüdlich immer intenſiver und

nahm

umfaſſender entwickeln muß. Das fordert die Zeit. Wenn
wir nachlaſſen, der Müdigkeit nachgeben, oder uns durch kleine
S indniſe ablenken laſſen, ſo iſt das ſchlecht, faſt ein
Verrat an der Sache. Es gibt niemandem, mit dem wir
Hand in Hand gehen können, ohne unſeren Glauben 'zu
ändern.

Seine Stimme wurde feſt, ſein Geſicht blaß, und in den
Augen brannte die gewöhnliche, verhaltene und gleichmäßige
Kraft. Wieder wurde laut geklingelt und Nikolai's Rede in
der Mitte unterbrochen. Jetzt kam Ludmila im leichten, der
Zeit nicht angemeſſenen Paletot, die Backen von der Kälte
er teß Jndem ſie die zerriſſenen Ueberſchuhe auszog, ſagte

e böſe:
„Die Gerichtsverhandlung findet in acht Tagen ſtatt!“
„Jſt das ſicher?“ rief Nikolai aus dem Zimmer.
Die Muter trat ſchnell zu ihm, ſie war ſich nicht klar dar

über, ob Furcht oder gren e fe erregte; Ludmila ging neben
ihr und meinte ironiſch mit ihrer tiefen Stimme:

„Es iſt ſicher. Der Staatsanwalt Schoſtak hat die Anklage-
ſchrift ſoeben den Angeklagten zugeſtellt. Jm Gericht wird ga
offen geſagt, das Urteil ſei r fertig. Aber was heißt das
Hat die Regierung Angſt, daß ihre Beamten die Feinde der Re
ierung zu zum behandeln? Obwohl ihre Dienerſchon o lange und ſo energiſch verdirbt, iſt ſie doch noch immer

nicht Khee aß alle bereit ſind, rechte Schurken zu ſein?

Ludmilla ſetzte 45 auf das Sofa und rieb ihre mageren Backen
mit den Handflächen; in ihren matten Augen funkelte Verach-
tung, ihre Stimme ſtrömte von Zorn immer mehr über.

„Du verſchießt Dein Pulver umſonſt, Ludmila!“ ſagte Niko
beruhigend. „Sie hören Dich ja nicht

Die ſchwargen Ringe unter ihren Augen zitterten und bedeck
ten das Geſicht mit unheilverkündenden Schatten.

Nikolai ſah ſie durch ſeine Brille an, blinzelte mit den Augen
und ſchüttelte den Kopf. Sie aber fuhr fort zu reden, als wenn
die, denen ihr Haß galt, unmittelbar vor ihr ſtanden. Die Mut
ter horchte geſpannt, verſtand aber nichts und wiederholte un-
willkürlich immer dasſelbe:

„Gericht Jn acht Tagen Gericht!
Sie konnte ſich nicht vorſtellen, wie die Richter mit Paul ver-

kehren würden, fühlte aber plötzlich das Herannahen von etwas
Unerbittlichem, unmenſchlich Strengem, Grauſamem. Die Ge

danken trübten ihren Kopf, verhüllten die Augen mit grauem
Nebel, verſenkten ſie in etwas Zähes und Klebriges, das ein
Fröſteln und Unwohlſein im Körper hervorrief. Dieſe Empfin-
dung nahm zu, ſog ſich ins Blut ein, ergriff das Herz, preßte
es heftig zuſammen und vergiftete alles Lebendige und Gute
in ihm.

XXIII.
Jn dieſer Wolke von Zweifel und Niedergeſchlagenheit und

unter dem ſchweren Druck banger Erwartungen verlebte ſieſchweigend elnen Tag und noch einen; am dritten aber erſchien

Saſcha und ſagte zu Nikolai
„Jſt alles fertig? Heute um ein Uhr
„Schon fertig?“ meinte er verwundert.
„Ja, was denn? Jch brauchte nur einen Platz und die Klei

dung für Rybin zu beſchaffen, alles übrige hat Godun auf ſich
genommen Rybin braucht nur ein Stadtviertel zu paſſie
ren. Auf der Straße trifft ihn Wieſſowſchtſchikow, natürlich
verkleidet. Er wirft ihm einen Paletot über, gibt ihm eine
Mütze und zeigt ihm den Weg Jch will ihn erwarten, um
kleiden und fortbringen.“

„Ganz nett! Aber wer iſt dieſer Godun?“ fragte Nikolai.
„Sie haben ihn ſchon geſehen. Haben ſich in ſeiner Wohnung

mit den Schloſſern beſchäftigt.
„Ah, ich weiß ſchon der alte Sonderling.“
„Er iſt entlaſſener Soldat, Dachdecker ein wenig ent

wickelter Mann mit unerſättlichem daß gegen alle Macht und
alle Machthaber. Ein wenig iloſoph, t Saſcha n
denklich zum Fenſter hinausblickend. Die tter hörte ſie
ſchweigend an, und ein unklares Gefühl reifte langſam in ihr.

„Godun will ſeinen Neffen befreien den Schmied ewtſchen
ko. Erinnern Sie ſich ſeiner noch? Ein eleganter und ſauberer
Junge, der Jhnen damals ſehr gefiel.

Nikolai nickte.
„Godun hat alles gut angelegt!“ fuhr Saſcha fort. „Aber

ich fange an, am Erfolge zu zweifeln Bei dem gemeinſamen Epagier ange werden, wenn die Gefangenen die Leiter

ſehen, viele entfliehen wollen
Sie ſchloß die Augen und ſchwieg einen Moment, die Mutter

rückte näher an ſie heran.
„Und ſich gegenſeitig hindern
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J an ſich, während ihre Hand zitterte

re zu den Gärten

nen!“ ſagte Saſcha.

Wir überlaſſen es den Leſern, zu entſcheiden, ob dieſe Schil
berung auch heute noch für Preußen zutrifft; ob man auch
derung auch heute noch für Preußen zutrifft; ob man auch heute
in Preußen über bayriſche Plumpheit empört iſt, die der Eulen
burgaffäre eine ſo „große Publizität“ gegeben hat, daß die preu
giſche Staatsanwaltſchaft ſie nicht mehr „ignorieren“ kann.
Auf alle Fälle gilt es auch hier, ſozialdemokratiſchen Anſchauun
gen mehr Einfluß in Preußen zu ſchaffen ganz richtig be
merkt Lange in jenem Briefe: „Der konſervative Teil der Ge
ſellſchaft aber (und die meiſten ſogen. Liberalen
je hören mit dazu) verhält ſich nicht nur tatſäch-t ſo, ſondern grundſätzlich, wenn man auch dieſe
Grundſätze nicht immer offen ausſpricht.“ Erſt dann wird
auch auf dieſem Gebiet die nationale Ehre wirklich geſchützt
ſein!

Si Mohamed ben Aſus und der Sultan von Berlin.
Einen Akt ausgeſprochener Feindſeligkeit gegen die franzö

ſiſche Republik und ihren jetzigen Schützling, den einſt ſo viel
geliebten Marokkanerſultan Abdul Aſis, begeht die deutſche Re-
gierung, indem ſie eine Sondergeſandſchaft des meuternden
Sultanbruders Mulay Hafid durch einen deutſchen Agenten
Dr. Kauliſch nach Deutſchland bringen ließ, um ihr am 2. Mai
in Berlin eine Audienz zu gewähren. Der aufreizende Charak-
ter dieſer diplomatiſchen Demonſtration wird kaum verringert
durch den Umſtand, daß der Empfang bloß „inoffiziell“ und
durch einen ſimplen Legatiosrat, Freiherrn Langwerth von
Simmern, erfokgt, er wird aber erheblich ver ſchärft durch
das unverantwortliche Geſchwätz, das die Abgeſandten der ma-
rokkaniſchen Palaſtrevolution deutſchen offiziöſen Preßleuten

Beſten gegeben haben und das von dieſen in ihrer Preſſe
eitgetreten wird.
Der erſte Geſante Si Mohamed ben Afus äußert einem Re

daktionsmitglied des Hamb. Korr. gegenüber, daß es zu
einem Heiligen Krieg kommen werde, wenn Mulay Hafid nicht

erkannt werden ſollte. Abdul Aſis könne ſich nur an der
ſte halten, ſo lange die Kanonen ihn ſchützen. Auf die Frage,
er wiſſe, daß man in Paris nicht wünſche, daß er in Berlin

empfangen werde, meinte er, davor fürchte der Sultan von Ber
u ſich nicht
Auch Herr Scherl ließ es fich nicht entgehen, den Geſandten
Pulay Hafids durch einen Vertreter ſeine Aufwartung zu
machen. Die Marokkaner ſagten zu ihm:

Wir freuen uns, daß Sie uns beſuchen, denn die Deutſchen
und die Marokkaner ſind Brüder. So ſagt man immer bei
uns. Wir wiſſen, daß ein Volksſtamm (die Vandalen) zu
uns gekommen ſind, von dem viele Deutſche abſtammen, und
in den Riffs bei uns geht die Sage, daß alle Riffbewohner
von den Deutſchen(!) abſtammen.

Dann wird Mulay Hafid, der Rebell, als Freund der Deutſchen
r der Chriſten geprieſen.

i

Die Unterredung ſchließt recht
immungsvoll:

Und morgen, ſagte ich beim Abſchiednehmen, ſehen Sie ſich
erlin an.

e ſchüttelten die Köpfe.
Nein, das Militär wollen wir ſehen!

Flintenſpiel der deutſchen Reiter muß fein ſein!
morgen ein Flintenſpiel!
aſt ſcheint es, als ob man unſern naiven „marokkaniſchen Brü
ern“ zuliehe ſchon wieder ein bißchen zuviel mit der Flinte

Die Reiter! Das
Gibt es

Gott ſei Dank, noch kein Parlament
Zu den Aeußerungen des ruſſiſchen Finanzminiſters Kokow-

„Wir haben Gott ſeit Dank noch kein Parlament“, die in
der Duma bei der Beratung des Eiſenbahnbudgets getan wurde
F eine Gntgegnung vom Zentrum und der Linken hervorrief,

reibt die offiziöſe Roſſija:
Jm Streit um den Parlamentarismus handelt es fich

ſcheindar un Worte, doch beſteht der Zweck des Streites im
Streben, allmählich ein Staatsprinzip durch ein anderes zu
erſetzan. Wenn Parlament nux Verſammlung der Volks-
vertreter bedeutet, ſo hat Rußland ebenſo ein Parlament wie
England. Wenn aber unter Parlament eine Verſamm-
iung der Volksvertreter verſtanden wird, die als unmittelbare
Quelle der Gewalt erſcheint, ſo kann man in Rußland von
einem Parlament nicht ſprechen.
ch dieſen zweifellos richtigen theoretiſchen Ausführungen der

oſſija können auch wir in Deutſchland ausrufen: Wir haben
Gott ſei Dank noch kein Parlament! Denn unſere Volks
vertretungen ſind im Gegenſatz zu denen Amerikas und des

opälſchen Weſtens noch ebenſowenig unmittelbare Quellen
r Gewalt“ wie die ruſſiſche Duma.

Naumann und die Kreuzzeitung.
„Der preußiſche Landtag ſoll neu gewählt werden. Das wäre

eine Freude, wenn es auf Grund eines anſtändigen Wahlge-
ſetzes vor fich ging. Da könnte man die Herren Junker fröhlich
an Gottes friſche Luft befördern.“
Naumann in der neueſten Nummer der Hilfe veröffentlicht.
Die Kreuzzeitung erklärt das für eine der ordinärſten

Sie ſtanden alle drei vor dem Fenſter, die Mutter hinter Ni-
kolai und Saſcha. Jhre ſchnelle Unterhaltung erregte in ihrem
Jnnern immer lebhafter und lebhafter ein unklares Gefühl.

So beginnt ein Artikel, den

„Jch gehe hin!“ ſagte ſie plöglich.
W u?“ fragte Saſcha.
„Gehen Sie nicht, liebe Fraul Sie fallen noch herein riet

Nikolai.
Die Mutter blickte ihn an und wiederholte leiſer, aber hart

näckiger:
„Nein, ich geheSie W ſchnell einen Blick, und Saſcha ſagte, die

Achſeln zuckend:
„Das iſt begreiflich
Sie wandte ſich der Mutter zu, faßte ſie unter den Arm und

und freundlich:
„Jch will Jhnen doch ſagen, daß Sie umſonſt warten
„Laſſen Sie mich doch hingehen!“ rief die Mutter und drückte

„Jch werde nicht
Jch glaube nicht, daß ſo eine Flucht

„Sie geht!“ ſagte das Mädchen zu Nikolai.
„Das iſt Jhre Sache!“ erwiderte er, den Kopf ſenkend.
„Wir können nicht zuſammen ſein, Mama. Sie gehen aufs

Von da kann man die Gefängnis-
auer ſehen Wenn ſie aber gefragt werden, was ſie dort

ören! Jch muß hin.
möglich iſt.“

tun
Die Mutter erwiderte froh und zuverſichtlich:
„Jch werde ſchon eine Antwort finden l“
Vergeſſen Sie nicht, daß die Gefängnisaufſeher

„Und wenn die ſie dort ſehen
„Sie werden mich nicht ſehen!“ gab die Mutter zurück.
Jn ihrer Bruſt flammte ſchmerzhaft hell die Hoffnung auf,

Sie ken-

die die ganze Zeit über unmerklich geſchwehlt hatte und belebte
tief „Vielleicht wird er doch dachte ſie, ſich ſchnell an

kleidend.
(Fortſetzung folgt.

Heleiſtungen, die jemals gegen die konſervative Partei gerich

tet worden ſind, und bemerkt unter anderem weiter
Jn der ſinnigen Volkspartei hatte man ſtarke Genug-

tuung ber empfunden, daß das liberale Demagogen-
tum“ der Barth und v. Gerlach endlich aus dem Freiſinn aus
gemerzt ſei. Die nicht parlamentariſchen Sozialliberalen ſind
gegangen der Demagoge Naumann iſt geblieben und ſetzt
das Hetzgeſchäft der Ausgeſchiedenen frohen Mutes zugunſten
der Sozialdemokratie fort. Warum der Herausgeber der
Hilfe ſich eigentlich von ſeinen Geſinnungsgenoſſen geſchie
den hat, iſt nach ſeinen neueſten Auslaſſungen nicht zu er
klären. Weiter als er, gehen in der Demagogie und in
dem Schieben nach ſozialdemokratiſcher Hilfe auch Barth und
v. Gerlach nicht. Und wie ein Mann, der gleich Naumann
die Konſervativen mit wütendem Haſſe verfolgt, es auch nur
noch einen Augenblick im Block aushalten kann, wird jedem,
der noch auf politiſchen Charakter und Selbſtachtung hält,
völlig unbegreiflich erſcheinen. Aber Naumann fühlt ſich jetzt
von der Disziplin der Fraktions gemeinſchaft befreit. Er iſt
ein anderer als Abgeordneter und ein anderer als Agitator.

Als die Kreuzzeitung das ſchrieb, war ihr eine noch
ſchlimmere Ketzerei des ſonderbaren Mannes noch nicht bekannt.
Jn einer Wählerverſammlung in Berlin führte Naumann aus:

Es muß für alle Freunde des Reichstagswahlrechts ſehr de-
primierend ſein, wenn gegenwärtig gewiſſe Gruppen der
Freiſinnigen Wahlbündniſſe mit den Konſervativen machen.
Mit den Sozialdemokraten zuſammen zu gehen, iſt in vielen
Wahlkreiſen unmöglich, aber wenn ich vor die Frage geſtellt
werde, wer mir in dieſem Wahlkampfe von einem Konſerva-
tiven und einem Soizaldemokraten der Liebere ſei, da muß ich
ſagen: der Sozialdemokrat. Es würde gar nichts ſchaden,
wenn wir einige Sozialdemokraten in den Landtag hinein be
kämen.

Das offizielle Organ der Volkspartei, die Freiſ. Ztg., hat
aus dem ihr zugegangenen Bericht dieſen anzüglichen Paſſus
geſtrichen und ihn durch einige harmloſe Redensarten erſetzt.
Herr Kopſch hat alle Urſache, ſein Diktum vom März d. J. zu
erneuern: „Naumann darf jetzt nicht reden von dem weiß man
noch immer nicht, wohin er fällt.“

Keine Hängebilder mehr!
Jm Sommer vorigen Jahres erhielt der Genoſſe Oskar Geck

von der Mannheimer Volksſtimme einen Monat Ge-
fängnis wegen Beleidigung der deutſchen Soldaten in Süd-
weſtafrika. Geck hatte ein Bild veröffentlicht, das eine wider-
wärtige Maſſenhinrichtungsſzene an Negern darſtellte und nach
einer in Afrika aufgenommenen Momentphotographie ange-
fertigt war. Auf dem Bildnis waren von den erhängten Ne-
gern nur ſechs zu ſehen, der ſiebente war heruntergefallen, weil
der Strick geriſſen war. Geck hatte in ſeinem Blatt kritiſiert,
daß man die Vollſtreckung eines ſtandesrechtlichen Kriegsur-
teils zu einem Senſationsſtück für Schaulüſterne und für Ama-
teurphotographen herabgewürdigt habe.

Damals konnte daran nicht im mindeſten gerüttelt werden,
daß die ſcheußliche Photographiererei wirklich vor ſich gegangen
war, und Geck wurde auch nur wegen einiger angeblich beleidi-
genden Aeußerungen beſtraft. Dieſer Prozeß hat wenigſtens
das eine Gute gehabt, daß er dem Kommandeur der Schutz
truppe Gelegenheit gegeben hat, in einem Erlaß das Photogra-
phieren ſolcher Kulturbilder zu verbieten. Die Verfügung
lautet:
Kommando der kaiſerl. Schutztruppe. Windhuk, 8. Juni 1907.

J.-Nr. 15 012.

Es iſt vorgekommen, daß der Vollzug der Hinrichtung von
ſechs wegen Aufruhrs verurteilten Hottentotten von einem
Zuſchauer wahrſcheinlich von einer Militärperſon pho-
tographiert und das Bild in einer deutſchen Zeitung ver
öffentlicht worden iſt.

Jch nehme hieraus Anlaß, zu verbieten, daß Gefangenen-
trupps oder Exekutionen von Militärperſonen photographiert
werden und befehle, daß die mit der Führung oder Beaufſich-
tigung von Gefangenentrupps oder mit Ausführung von Exe-
kutionen betrauten militäriſchen Vorgeſetzten in jedem Falle
beſondere Anordnungen treffen, daß photographiſche Auf-
nahmen, auch ſeitens der Zivilperſonen, unmöglich ſind.

Dieſer Befehl iſt allen Offizieren, Beamten, Unteroffizie-
ren und Reitern der Schutztruppe bekannt zu geben und bei
der Anordnung von Gefangenentransporten und Exekutionen
erneut in Erinnerung zu bringen. Der Kommandeur

gez. v. Eſtorff, Oberſtleutnant
Dieſer Erlaß iſt ein würdiges Dokument deutſch-chriſtlicher
Ziviliſation Das Photographieren iſt vorgekommen, und nie-
mand hat daran Anſtoß genommen, bis eine ſozialdemokratiſche
Zeitung dieſen unerhörten Unfug beleuchtete. Erſt dann be-
ſann man ſich, daß man hinausgefahren war, um „Kultur“
zu verbreiten, und verbot die Photographiererei. Wäre die ſo-
zialdemokratiſche Preſſe nicht eingeſchritten, ſo hätte man
höchſt wahrſcheinlich luſtig weiter photographiert und zahlreiche
„geſchmackvolle“ Bilder in Deutſchland, das an der Spitze aller
Kulturnationen marſchiert, verbreitet. Dem hat nun unſere
Preſſe ein Ende gemacht, dafür hat Geck aber auch einen Monat
hinter Gefängnismauern zubringen müſſen!

Was zuviel iſt, iſt zuviel! Aus Wien wird gemeldet:
Wilhelm II. hatte urſprünglich beabſichtigt, die preußiſchen

Regimenter, deren Jnhaber Kaiſer Franz Joſeph iſt, in ihrer
Geſamtheit nach Wien zu ſenden, hat aber auf Wunſch Kai-
ſer Franz Joſeph davon Abſtand genommen.

Pickelhauben werden im „befreundeten und verbündeten“ Oeſt
reich von der Mehrzahl der Bevölkerung nicht allzu gern ge
ſehen.

Landtagswahlſieg in Württemberg. Am Sonnabend fand im
württembergiſchen Oberamt Nörtingen für den Landtag ein
zweiter Wahlgang ſtatt, der mit dem Siege des ſozialdemokra-
tiſchen Kandidaten Kenngortt über den Kandidaten des Bauern
bundes endete

Pſychiater geſucht! Juſtizrat Baumgart ſchreibt Berliner
Blättern, er lege Wert auf die Feſtſtellung, daß ſein Klient,
Fürſt Eulenburg, ſich im Vollbeſitz ſeiner geiſtigen Kräfte
befinde, und daß er allen Verſuchen fernſtehe, den Fürſten als
geiſtig minderwertig hinzuſtellen. Sollte wider Erwarten von
hervorragenden Pſychiatern der Beweis erbracht werden, daß der
Fürſt als ein Jrrſinniger anzuſehen ſei, ſo würde ſelbſtverſtänd
lich auch ſein Verteidiger dieſem Umſtande Rechnung zu tragen
haben.

„Wider Erwarten“, iſt wohl bloß ein Schreibfehler. Es ſoll
heißen „Wie zu erwarten“.

Ausland.
England. Endlich gewählt. Der Handelsminiſter Chur-

chill, welcher bei der Wahl in Mancheſter durchgefallen war, iſt
am Sonnabend mit 7097 gegen 4372 Stimmen, welche für den
konſervativen Kandidaten und 4014, welche für den Arbeiter-

kandidaten abgegeben worden waren, ins Unterhaus gewählt
worden.

Amerika. Vom Wettrüſten. Das „in Waffen ſtarrende
Europa“ wird auf dieſem Gebiete bald nicht mehr allein ſein,
die anderen Erdteile folgen immer mehr denſelben Bahnen
trotz FriedensKongreß. Japan iſt ja bereits nach preußiſch-
deutſchem Muſter militgriſiert, China wiederum nimmt ſich
Japan zum Vorbild. In Auſtralien wird zurzeit Propaganda
gemacht für eine Kriegsflotte und obligatoriſchem Heeresdienſt.
Die nächſte Seſſion wird ſich bereits mit diesbezüglichen Vor
ſchlägen zu befaſſen haben. Man fürchtet in Auſtralien be
kanntlich die Jnvaſion der Aſiaten und der Zweck der Ruſtun
gen ſoll ſein, das auſtraliſche Jnſelreich der weißen Raſſe zu
erhalten.

Auch in den Vereinigten Staaten Nordamerikas ſpielen Mi-
litär- und Marinefragen eine immer größere Rolle. Der Prä-
ſident Rooſevelt hat bekanntlich vor kurzem dem Kongreß eine
Botſchaft überreicht, in welcher er die Bewilligungen für den
Bau neuer Kriegsſchiffe aufs nachdrücklichſte empfiehlt. Ein-
leitend bemerkt er, man habe erwartet, die Haager Konferenz
werde eine Beſchränkung der Rüſtungen, mindeſtens aber eine
Feſtſetzung der Maximalſtärke der neuen Kriegsſchiffe beſchlie-
ßen. Das ſei nicht geſchehen und ſo habe er als erſter Beamter
der Nation die ernſte Pflicht, dem Kongreß die Maßregeln zu
empfehlen, welche notwendig ſind, den Frieden und die Wohl-
fahrt der Republik zu ſichern. Für den Fall internationaler
Verwicklungen, ſelbſt wenn ſie noch ſo weit in der Ferne ſtehen.
Nun hat zwar der Kongreß anſtatt der geforderten vier nur
den Bau zweier neuer Rieſenpanzer pro Jahr bewilligt, aber
es ſcheint zweifellos, daß die Vereinigten Staaten dahin ſtre-
ben, durch eine ſtarke Flotte den ſtillen Ozean zu beherrſchen
und für die kommende Auseinanderſetzung mit Japan gerüſtet
zu ſein. Die Ausgaben für Marine betragen übrigens heute
ſchon 352 Millionen Mark und für das Heer bezahlt die Union
336 Millionen Mark, hierzu kommen aber noch 467 Millionen
Mark an Penſionen uſw. Ein Blick nach rückwärts zeigt,
welche „Fortſchritte“ in dieſer Beziehung auch in Amerika im
letzten Jahrzehnt gemacht worden ſind. Vor zehn Jahren be
trug der Militär-Etat erſt 224 Millionen Mark, die Ausgaben
für Marine 182 Millionen Mark. So geht das Wettrüſten,
das ſich früher auf die Staaten Europas beſchränkte, auf hö-
herer Stufenleiter fort bis ins Unendliche; Weltteil gegen
Weltteil, Raſſe gegen Raſſe. Wie lange noch werden die Völ
ker bereit ſein, dieſe Bürde zu tragen?

Zur Landtagswualſl.
Kerntruppen des Wahlrechtskampfes.

Wie viele Männer gibt es in Preußen, die bereit ſind, aller
Welt zuzurufen, daß ſie Anhänger der Sozialdemokratie und
bereit ſeien, mit dieſer Partei den Kampf um Preußens Be-
freiung bis zum Ende zu führen Das iſt die Frage, auf
die uns der 3. Juni Antwort geben wird; in dieſer Antwort
liegt die eigentliche Bedeutung des gegenwärtigen Wahlkampfs.

Dieſer Wahlkampf kann nichts anderes ſein als eine Etappe
des Wahlrechtskampfes; denn niemand erwartet, daß aus dem
preußiſchen Dreiklaſſenwahlrecht eine Vertretung hervorgehen
könnte, die bereit wäre, aus eigenem Antrieb und ohne Druck
von außen das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahl-
recht einzuführen. Hat man das gleiche Wahlrecht eine Lanze
genannt, die die Wunden heilt, welche ſie ſchlägt, ſo iſt jedes
Privilegienwahlrecht umgekehrt ein Uebel, das die Gewähr ſei
nes Fortbeſtandes in ſich ſelber trägt. Jn keinem Lande der
Welt iſt es noch ausgerottet worden ohne Fieberkriſen und
tiefgreifende Operationen. Will das preußiſche Volk das Ziel
erreichen, das es ſich geſetzt hat, ſo muß es mit harten Zeiten
des Kampfes rechnen, die ihm noch bevorſtehen, und ſolche
Zeiten brauchen Männer.

Sachſen zeigt uns ja, wohin die Fahrt geht. Dort hat man
zum Erſatz für das Dreiklaſſenwahlſyſtem, das ſeit den Stür-
men des Jahres 1906 in ſeinen Grundfeſten erſchüttert iſt,
ein neues noch komplizierteres Entrechtungsgeſetz ausgeheckt,
für das Dreiklaſſenwahlrecht ein Vierklaſſenwahlrecht, das einen
Teil der bisherigen Wähler rechtlos macht, indem es das
Stimmrecht an den zweijährigen Aufenthalt bindet, den an-
dern Teil aber nach vertiftelten chineſiſchen Unterſcheidungs-
gründen in Vollwähler, Dreiviertelwähler, Halbwähler und
Viertelwähler zerreißt. Nur wer von den hohen Eigenſchaften
der Steuerſtufe, des Grundbeſitzes, der Selbſtändigkeit, der
Einjährigen- oder Beamtenqualität, des Alters, wenigſtens drei
auf ſeinen Ehrſcheitel häuft, ſoll als Vollbürger und Wähler
erſten Grades gelten dürfen, er hat vier Stimmen in die
Urne zu werfen. Wer nur zwei von jenen ſächſiſchen Bür-
gertugenden aufzuweiſen hat, dem wird ſchon ein Viertel ſeines Rechtes abgezwackt, wer nur eine von ihnen befitzt, ver

liert ein weiteres Viertel, der Proletarier, der weder 2200
Mark verſteuert, noch Beamter iſt, noch ein Einjährigenzeug-
nis, noch ein Grundſtück beſitzt und auch noch nicht 50 Jahre
alt iſt, gilt bloß als Viertelbürger, und wenn er noch nicht
zwei Jahre am Orte iſt, iſt er überhaupt rechtlos. Sachſen
iſt das Probierland der Reaktion, das Stück, das jetzt drüben
geſpielt wird, ſoll in Preußen mit größerer Ausſtattung wie
derholt werden. Und wenn es gelingt, ſo wird im induſtrie-
kapitaliſtiſchen Europa von der Nordſee bis zum Erzgebirgedas Pluralwahlrecht gelten eine ungbſehbare d für
die künftige Entwicklung!

Man kann von der Jnfamie herrſchender Klaſſen 3 Vier
telbürger geſtempelt werden und doch ein ganzer ann
ſein. Und daß es in Preußen noch ganze Männer gibt, das
gilt es jetzt zu zeigen.

Jm Kampfe um das gleiche Wahlrecht, der fortab in Preu-
ßen wie in Sachſen ein Kampf gegen das Pluralſyſtem ſein
wird, hat die Sozialdemokratie auf die dunkle Sympathie der
breiteſten Volksſchichten zu rechnen. Doch nicht alle Anhänger
ſind auch Bekenner. Mancher wird am 3. Juni zu Hauſe
bleiben, weil er von dem Eintreten für ſeine Ueberzeugung
den Verluſt ſeiner Brotſtelle befürchtet, mancher wird blind ge
nug ſein, noch immer von bürgerlichen, blockfreiſinnigen, ultra
montanen oder polniſchen „Wahlrechtsfreunden“ eine ehrliche
Vertretung ſeiner Rechtsforderungen zu erwarten, viele werden
ſich willenlos zur Urne treiben laſſen und dort die Stimme
abgeben, die ihr Herr ihnen abpreßt. Sie alle ſind Sklaven
ihrer Not oder ihres Jrrtums und werden einſt den Sieger
grüßen, der ihnen die Freiheit bringt. Heute aber iſt von
ihnen nicht mehr zu erwarten, als höchſtens einige paſſive
oder heimliche Unterſtützung. Diejenigen aber, die bei den
Wahlmännerwahlen offen und mutig zur Sozialdemokratie
ſtehen, ſie werden in Zukunft die Kern- und Elitetruppen des
preußiſchen Wahlrechtskampfes ſein, und von ihrer Energie
und ihrer politiſchen Umſicht wird ſein Ausgang abhängen.

Wir zählen am 3. Juni nicht die Wahlrechtsfreunde, die
„ſchließlich auch dafür“ ſind, ſondern die Kameraden, die ſich
im vollen Bewußtſein, daß der größere und ſchwierigere Teil
des Kampfes noch vor ihnen ſteht, um die rote Fahne der
Partei ſcharen.



Das Feld der preußiſchen Landtagswahlen bietet Bilder der
politiſchen Demoraliſation, die ſelbſt den abgehärteten Menſchen
verächter erröten machen. Die einſt hoch und teuer ſchworen,
zur Fahne des gleichen Rechts zu ſtehen, gehen in hellen Hau
fen zu ſeinen Feinden über. Freiſinnige und Zentrum, ver
brüdern und verſchwägern ſich mit Konſervativen und Natio-
nalliberalen, dieſe wieder untereinander. Der Schwarze hält
es hier mit dem Polen, dort mit dem Hakatiſten. Es gibt
Wahlmänner, die nicht bloß zwei ſondern drei verſchiedene
Parteifarben tragen: Dreiklaſſenſyſtem, Pluralwahlrecht, glei-
ches Wahlrecht. Wo Kampf herrſchen ſollte, walten Orgien
widernatürlicher Paarungen und dreieckiger Verhältniſſe. Man
könnte angeſichts ſolcher ahlkämpfe“ mit dem Dichterdemo-
kraten von 1848 verzweifelt ausrufen: „Jch ſehe Naumänner,
Hagemänner, Baſſermänner aber, wo ſind die
Männer, die Männer?!“

Drüben wird man ſie vergeblich ſuchen. Will man wiſſen,
wie viel Männer es in Preußen gibt, ſo muß man die Stim-
men zählen, die die Sozialdemokratie am 3. Juni auf ihre
Wahlmanns- Kandidaten vereinigen wird. Bei ihnen ſteht die
Zukunſt des preußiſchen Volks!

Landtagswahlrecht Gemeindewahlrecht.
„Eine gründliche Reform der rheiniſchen Landgemeindeord-

nung“ verlangt der Wahlaufruf der rheiniſchen Zentrumspar-
tei. Aber „auch bei dieſer Forderung verfährt das Zentrum,
genau wie bei ſeinem preußiſchen Wahlrechtskampf, nach ſei-
nem alten und bewährten Grundſatz: Sand in die Augen!
Sehen wir genauer zu, ſo finden wir bald, daß die „gründ-

che Reform“ der Landgemeindeordnung, die da angeblich er
bt wird, um nichts beſſer ausſieht wie die „gründliche Re

form“ des ſtädtiſchen Gemeindewahlrechts, bei der ſeinerzeit
das Landtagszentrum nur eine Stärkung des Einfluſſes des
tnittleren Bürgertums im Auge gehabt hat. Das rheiniſche
Zentrum, das da mit einer „gründlichen Reform“ renommiert,
will beiſpielsweiſe von der Beſeitigung der ſogenannten ge
borenen Gemeinderats mitglieder nichts ab-

iſſen. Die rheiniſchen Landtagsabgeordneten des Zentrums
aben ſich, wie die Zentrumspreſfſe berichtete, in ihrer Mehrheit

gegen die Beſeitigung dieſes Grundbeſitzerprivilegs ausgeſprochen.
5 Wirklichkeit will das Zentrum den großagrariſchen

influß auf die Gemeindevertretungen
noch vergrößern, denn ſeine „gründliche Reform“ geht
unter anderem dahin, auch in ſolchen Gemeinden, die ſtark mit
Induſtrie durchſetzt ſind oder in der Nähe großer Städte lie-
en, dem Agrariertum für immer die Herrſchaft zu ſichern.

3. April 1908 interpellierte im preußiſchen Dreiklaſſen-
hauſe der Zentrumsabgeordnete Linz, deſſen Steckenpferd die
Kommunalpolitik iſt, die Regierung wegen der Reform der
rheiniſchen Landgemeindeordnung. Und da ſagte Herr Linz
bezüglich der „geborenen“ Gemeinderatsmitglieder: „„Jch habe
ſchon früher beantragt, daß das Virilſtimmrecht der Groß-
grundbeſtter, d. h. ihr Recht, ſtimmfähige Mitglieder des Ge
meinderats- und der Bürgermeiſterei- Verſammlung zu ſein,
ſich nicht gründen ſoll auf die Grund und Gebäudeſteuer,
ſondern nur auf die Grundſteuer.“ Zur Begrün-
dung exemplifizierte dann Herr Linz auf etliche induſtriell
ſtark entwickelte Gemeinden am Niederrhein, wo den Herren
Großbauern eine empfindliche Gemeinderats- Konkurrenz in den
Fabrikanten und Bauunternehmern erwächſt. Die Ausſchaltung
dieſer Konkurrenz und die Erhaltung der agrariſchen Mehrheit
iſt bei der vom Zentrum verlangten „gründlichen Reform“ der
rheiniſchen Landgemeindeordnung der leitende Gedanke. Aneine e des Wahlrechts in entſchieden demokrati
ſchem Sinne denkt das rheiniſche Zentrum nicht im entfernte-
ſten, und demgemäß bezogen ſich auch die übrigen Wünſche,
die Herr Linz am 3. April dem Miniſter unterbreitete, nur
auf Reförmchen dritten oder vierten Grades: auf die Oeffent
lichkeit der Gemeinderatsſitzungen und auf Ausmerzung der
Beſtimmung, wonach ſchon nach zweimaliger Beſchlußunfähig-
keit des Gemeinderats an ſeiner Stelle der Kreisausſchuß ent
ſcheidet.

Und da hat das rheiniſche Zentrum die unerhörte Dreiſtigkeit,
in ſeinem Wahlaufruf zu behaupten, es erſtrebe eine gründliche
Reform der Landgemeindeordnungl Man iſt im Zweifel, ob
man mehr ſtaunen ſoll über die Unverfrorenheit dieſer Behaup-
tung oder über die naiven Zentrumswähler, die ſolche fauſt-
dicken Lügen ohne Proteſt hinunterwürgen.

Notabene: Jener Wahlaufruf des rheiniſchen Zentrums, wor-
in ſelbſtverſtändlich auch geſchwafelt wird von der Notwendig-
keit der demokratiſchen Ausgeſtaltung des preußiſchen Land-
tagswahlrechts, iſt mitunterzeichnet von dem Grafen v. Spee,
dem gleichen Manne, der im Januar 1607 dem Antrage ſeiner
Fraktion auf Einführung des Reichstagswahlrechts in Preu-
ßen die. Unterſchrift verweigerte. Und neben Graf Spee, der
ſeine intenſive Abneigung gegen das Reichstagswahlrecht in der
agrariſchen Rheiniſchen Volksſtimme öffentlich zu
rechtfertigen verſuchte, zieren auch noch die erklärten Wahl-
rechtsgegner Euler und Underberg den klerikalen Wahlaufruf.
Wahlrechts reformer und Wahlrechtsgegner in einer
Perſon: bei Gott und dem Zentrum iſt kein Ding unmöglich!

Na, alſo!
Bisweilen führen jetzt auch bürgerliche Blätter eine kräf

tigere Sprache gegenüber den Feinden der Einführung des
allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts. So
leſen wir in der Frankfurter Zeitung: „All dieſen Leuten (den
trotz ſonſtiger Gegenſätze friedlich und einträchtig gegen die
Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts arbeitenden
Parteien) handelt es ſich nämlich durchaus nicht um irgend
welche politiſche Prinzipien, ihr einziges Streben geht dahin,
die Herrſchaft derſelben Bevölkerungsſchicht zu erhal-
ten, die bisher immer gehabt hat. Der privilegierte Adel,der ein S hindurch das Land ſein eigen genannt,
will dieſes Eigentumsrecht auch weiter behalten. Graf
hat dies in einer ſeiner jüngſten Reden ganz offen bekannt.
Er kann ſich wohl nicht mehr der Einſicht verſchließen, daß
man den Sozialiſten einige Sitze im neuen Hauſe einräumen
muß, aber davon, daß die jetzt herrſchende Schicht das Privi-
leg der Alleinherrſchaft aus den Händen laſſen ſolle, will er
nichts wiſſen. Und doch wäre es ſehr an der Zeit, daß die
ſer Alleinherrſchaft ein Ende bereitet würde. Denn es
darf nicht vergeſſen werden, daß das Herrſchaftsprivileg des

r.

Adels nicht nur das Proletariat vollſtändig aus der parlamen
tariſchen Vertretung ausſchließt, ſondern auch dem Stadt
bürgertum, der eigentlichen bürgerlichen Mittelklaſſe nur
in den ſeltenſten Fällen die Möglichkeit gibt, ſeine berufenen
Vertreter ins Parlament zu entſenden.

Dieſem Zuſtande ſoll nun durch das allgemeine, gleiche und
geheime Wahlrecht ein Ende gemacht werden.“

Der zitierte Leitartikel der Frankfurter Zeitung
handelt von Ungarn!

Zur Revolution in Rußland.
Aus Ruſſiſch-Polen. Jn Kielce wurde in der Privatſchule von

Szydlowski ein Bomben und Waffenlager entdeckt. Der Haus
wächter beging Selbſtmord. Jn Bendzin wurde auf den Dyna-
mitladen der Kohlengrube Johann ein bewaffneter Ueberfall
ausgeführt. Der Wächter wurde erſchoſſen und 80 Pfund Dyna
mit ſowie 120 Pfund Pulver geraubt. Der Generalgouverneur
ordnete wegen der Ermordnung des Chefs des Lehrbezirkes von
Kielce Afanaſiew die Schließung aller dortigen Schulen mit
polniſcher Unterrichtsſprache an.

Jm Warſchauer Gefängnis haben 150 politiſche Häftlinge in
folge des Verbotes von Verwandtenbeſuchen den Hungerſtreik
angefangen. Dieſem Streik ſchloſſen ſich nachmittags auch an
dere Gefangene, darunter viele Frauen, an, es „ſtreiken“ nun
mehr etwa 500 Perſonen.

Volkswirtſchaftliches.
Billiges Brennmaterial. Die Angriffe gegen das

Kohlenſyndikat haben ein ſeltſames Ergebnis gezeitigt.
Die Kohlenbarone lehnen nach wie vor jede Konzeſſion an die
Verbraucher ab, der Kohlenwucher unterbindet weiter jede Be
lebung der induſtriellen Tätigkeit, doch auf eine andere Weiſe
ſollen alle Klagen gegen die gemeingefährliche Herrſchaft der
Kohlenmonopoliſten unterbunden werden. Statt einer billige
ren Verſorgung der Jnduſtrie mit Kohlen, wird das Syndikat
eine „beſſere Verſorgung der Preſſe“ mit Nachrichten über all
gemeine intereſſierende Angelegenheiten des Syndikats betrei
ben, um zu den Angriffen gegen die Preispolitik und Geſchäfts
handhabung des Syndikates Stellung zu nehmen. Das Syn-
dikat errichtete nach einer Meldung der Eſſ. V. Z. zur Befrie-
digung des von ihm längſt gefühlten Bedürfniſſes ein Preß-
bureau, zu deſſen Leitung der bisherige Chefredakteur der
Deutſchen Bergwerkszeitung ernannt wurde. Demnächſt wird
alſo ſchwarz auf weiß zu leſen ſein, wie überaus ſegensreich
die Politik des Kohlenſyndikats gewirkt hat. Die Gründung
iſt wohl notwendig geworden, weil ſelbſt die geſchworendſten
Zechenblätter das Syndikatstreiben nicht mehr zu verteidigen
wagten. Die Shyndikatsherren hätten in Erwägung ziehen
ſollen, ob es nicht praktiſch geweſen wäre ihr Preßbureau mit
der Korreſpondenz des Reichsverbandes zur Bekämpfung der
Sozialdemokratie zu vereinigen. Die Verbreiter der Kohlen-
en te Waheheiten würden dort volles Verſtändnis gefunden

aben.
Der Brotwucher blüht? Trotz der günſtigen Saatenſtands-

berichte aus allen Ländern ſetzt ſich die Hauſſe auf dem Ge
treidemarkt weiter fort. Jn Nordamerika macht ſich die unter
der Wirkung der Kriſe forcierte Weizenausfuhr jetzt ſtark be
merkbar, die ſichtbaren Beſtände haben rapide abgenommen,
aus Argentinien, auf deſſen Ausfuhr die europäiſchen Weizen-
märkte bis zur nächſten Ernte in der Hauptſache angewieſen
ſind, wird neben Abnahme der Beſtände eine Verringerung der
dieswöchentlichen Verſchiffungen gemeldet. Die Notierungen
ſtellten ſich am Freitag an der Berliner Börſe für Maiweizen
auf 221 Mark, für Juli auf 223 Mark, für Mairoggen auf 200
Mark, für Juliroggen auf 200,50 Mk. p. Tonne. Für die Stei-
gerung des Roggenpreiſes kam noch beſonders in Betracht, daß
die ruſſiſchen Offerten erhöht wurden. Jn der Blockära wird

dem Volk zum Ausgleich für Arbeitsloſigkeit und reduzierte
Löhne der Brotkonſum durch Hungerpreiſe geſchmälert.

Soziales.
Die Erfolge der Heilbehandlung in der Jnvalidenverfſiche-

rung. Der wertvollſte Beſtandteil der Jnvalidenverſicherung,
die Krankenfürſorge durch Einleitung des Heilverfahrens,
nimmt erfreulicherweiſe in ſeiner Anwendung raſch zu. Nach
den Mitteilungen des Reichsverſicherungsamtes wurden dem
Heilverfahren zugeführt:

im Jahre Perſonen m. einem Koſtenaufwand von
1897 10 564 2011 149 Mk.1900 27 427 6 210 7201903 43 593 11 5601 205
1906 66 883 16 660 445

Jn den fünf Jahren von 1897——-1906 betrug die Zahl der be
handelten Perſonen 356 834, die Höhe der Koſten 87 361 371 Mk.

Dieſe erheblichen Aufwendungen legen die Frage nahe, was
denn durch dieſe Leiſtungen erreicht worden iſt. Das
letzte ReichsArbeitsblatt bringt auf Grund der Amtlichen
Nachrichten des Reichsverſicherungsamtes 1907 hierüber nähere
Mitteilungen. Selbſtverſtändlich geht die Statiſtik der Verſiche-
rungsanſtalten bei der Feſtſtellung dieſer Heilerfolge nur von
dem Geſichtspunkte der durch ſie wieder erlangten Erwerbs-
fähigkeit aus. Dabei konnte es nicht genügen, die bei Ab-
ſchluß des Heilverfahrens vorhandenen Erfolge feſtzuſtellen,
ſondern es wurden die in jedem Kalenderjahr erzielten Heil-
erfolge während fünf aufeinanderfolgender Kalenderjahre nach-
geprüft. Bei der großen Bedeutung der Lungentuberkuloſe als
Arme-Leute- Krankheit wurden die Krankheiten in die zwei
großen Gruppen „Lungentuberkuloſe“ und „Andere Krankhei-
ten eingeteilt. Auch wurden bei der vorliegenden, die Jahre
1902--1906 umfaſſenden Statiſtik nur ſolche Perſonen berück
ſichtigt, die einer ſtändigen Behandlung in Lungenheilſtätten,
Krankenhäuſern, Bädern uſw. unterworfen wurden.

Es ſind demnach bei allen Verſicherungsanſtalten i. J. 1906
55 588 Perſonen (36 318 Männer und 19 275 Frauen) in ſtän
dige Heilbehandlung genommen worden und zwar 31 022 Per-
ſonen (21 959 Männer und 9063 Frauen), alſo der größere
Teil wegen Lungentuberkuloſe und 24 566 (14 354 Männer und
10 212 Frauen) wegen anderer Krankheiten. Nach Abſchluß
des Heilverfahrens ergab ſich, daß von den wegen Lungentuber-

kuloſe behandelien Männern 82, von den Frauen 85, im Durch
ſchnitt 83 Prozent die Erwerbsunfähigkeit wiedererlangt hat
ten. Bei den wegen anderer Krankheiten behandelten Perſo
nen wurden 82 Prozent bei beiden Geſchlechtern wieder er
werbsfähig. Das find immerhin ganz reſpektable Erfolge, wo
bei allerdings zu beachten iſt, daß beſonders bei Lungentuber
kuloſe die Heilbehandlung gewöhnlich nur eingeleitet wird, wenn
ziemlich ſichere Ausſicht auf Wiederherſtellung vorhanden iſt.

Wie ſich die ſogenannten Anfangserfolge, d. h. direkt nach Ab
ſchluß des Heilverfahrens erzielten, in den letzten fünf Jahren
geſtaltet haben, geht aus folgender Ueberſicht hervor: Von
je 100 ſtändig behandelten Perſonen hatten nach Abſchluß der
Heilverfahren die Erwerbsfähigkeit wiedererlangt:
Krankheitsgruppen u. Geſchl. im Jahre

der behandelten Perſonen 1903 1904 1905 1906
A. Lungentuberkuloſe
Männer allein 77 79 79 81 82Frauen allein 80 82 81 83 85beide Geſchlechter zuſf. 78 80 759 82 83
B. andere Krankheiten

Männer allein 75 76 78 81 82Frauen allein 7 79 62 68 82beide Geſchlechter zuf. 75 77 79 8e2 82
Hieraus iſt zu entnehmen, daß der Prozentſatz der Anfangs-

erfolge in einem beſtändigem Wachstum begriffen iſt. Bei
Lungentuberkuloſe iſt die Zahl der Erfolge etwas größer als
bei anderen Krankheiten. Ferner weiſen die Frauen durchgän-
gig beſſere Erfolge auf als die Männer.

Nicht annähernd ſo günſtig iſt natürlich das Bild, wenn wir
ſtatt der Anfangs-, die Dauererfolge ins Auge faſſen.
Um eine möglichſt genaue Feſtſtellung zu erhalten, wurden dei
dieſer Statiſtik zunächſt alle ſich einer Nachprüfung entziehen-
den Fälle von vornherein in Abzug gebracht, ebenſo die Fälle,
die eine wiederholte Heilbehandlung notwendig machten, d. h.
die letzteren wurden nur von dem neuen Heilverfahren an als
beſondere Fälle gezählt. Ebenſo wurden die inzwiſchen ver-
ſtorbenen Perſonen nicht mit berückſichtigt. Darnach waren von
je 100 behandelten Kranken noch erwerbsfähig:

Lungentuberkulöſe Andere Kranke
Am Schluſſe des

4 5 1.

1902

e 4. S. 8. 4. 6.Beobachtungsjahres1902 73 50 46 (42 66 55 48 46 43
1903 74 60 583 48 70 58 54 501904 74 62 565 71 61 661905 77 65 75 6561906 79 7Es zeigt ſich hier alſo, daß während bei den Lungen-

tuberulöſen die Anfangserfolge günſtiger ſind, die Dauerer-
folge bei den anderen Kranken überwiegen. So waren bei den
im Jahre 1902 behandelten Lungentuberkulöſen am Schluſſe
des Behandlungsjahres 73 Prozent wieder erwerbsfähig, nach
weiteren vier Jahren aber nur noch 42 Progent, während dieſe
Zahlen bei den anderen Kranken 66 und 43 Proz. betragen. Sind
dieſer Dauererfolge auch nicht beſonders glänzend, ſo läßt
doch die Tabelle auch in dieſer Hinſicht Fortſchritte erkennen.

Bezüglich der Wiederholung des Heilverfahrens wird
feſtgeſtellt, daß dieſe bei den wegen Lungentuberkuloſe Be
handelten einen größeren Umfang angenommen hat als bei an-
deren Kranken, ſowie daß Rückfälle am häufigſten ſchon im
erſten Jahr nach der Behandlung auftreten. Jn der Periode
1902--1906 ſind bei den Lungentuberkulöſen im Behandlungs-
jahre ſelbſt 5, im folgenden Jahre 63, im 3. Jahre 48, im 4
Jahre 30, und im 5. Jahre 18, im ganzen alſo 164 auf je 1000
Perſonen wiederholt behandelt worden. Bei den wegen andern
Krankheiten behandelten Perſonen waren dieſe Zahlen 9, 57,
30, 18, 15, zuſammen alſo 129.

Parteinachrichten.
Ein wackerer Kamerad. Einen ſchmerzlichen Verluſt er

litten die Hamburger Parteigenoſſen und mit ihnen das ge
ſamte Proletariat. Genoſſe Karl Heine, Redakteur am
Hamburger Echo, iſt geſtern nach langer qualvoller Krankheit
im Alter von 62 Jahren vom Tode ereilt worden. Mit ihm
ging ein Proletarierleben voll Arbeit und Mühſal dahin. Jn
Berlin unter ärmlichen Verhältniſſen geboren, erlernte er das
Holzbildhauerhandwerk. Schon fröhzeitig ſchloß er ſich der
ſozialiſtiſchen Bewegung an und allezeit hat er ſelbſt unter den
ſchwierigſten wirtſchaftlichen Verhältniſſen treu und unentwegt
zu ſeiner Ueberzeugung geſtanden. Heine, der ſeit Mitte der
80er Jahren in Hamburg lebte, wurde im Jahre 1892 als Re
dakteur an das Echo berufen. Natürlich traf ihn auch das
Schickſal des ſozialdemokratiſchen Redakteurs. Neben einigen
kleineren Strafen erhielt er einmal eine Strafe von fünf Mo
naten Gefängnis. Schon vorher leidend, trug dieſe Strafe mit
dazu bei, ſeine Geſundheit dauernd zu erſchüttern. Jm Krankens
hauſe, in dem er Heilung ſuchte, iſt er nach einer notwendigen
Operation geſtorben. Ehre dem Andenken des Braven!

Das Hamburger Echo bemerkt in ſeinem Nachruf über die
erſte Bekanntſchaft Heines mit dem Gefängnis folgendes:

1882 war er nach Weißenfels gezogen und
hatte ſich dort etabliert. Die damals einzig mögliche geſetzliche
Organiſation der Arbeiter, die der freien Krankenkaſſen, nützte
er nach Kräften aus, um unter der Hand und in Verſamm-
lungen beſtmöglich den Sozialismus zu propagieren. Die in
jener Gegend ſehr einflußreichen Hirſch-Dunckerſchen trachteten
ebenfalls danach, ſich der Krankenorganiſationen zu bemäch-
tigen, und bei einer Gelegenheit kam es in einer Verſammlung
zu einer heftigen Schlägerei, die für den gänzlich unbeteiligten
Heine ein böſes Nachſpiel hatte. Kaum war er 1884 nach Ham
burg übergeſiedelt, um in der Tiſchlerkrankenkaſſe eine Bureau-
beamtenſtelle einzunehmen, wurde er plötzlich verhaftet und
nach Weißenfels transportiert. Von dort aus ſchleppte
man ihn in Ketten nach dem Unterſuchungsgefängnis in Naum-
burg, wo er geraume Zeit ſaß, bis er vor Gericht geſtellt wurde
unter der Anſchuldigung der „Teilnahme an einer Schlägerei,
die den Tod eines Menſchen zue Folge hatte“. Natürlich mußte
Heine freigeſprochen werden, da er, was bei ſeiner ruhigen,
überlegenden Art ganz ſelbſtverſtändlich war, mit der Schlä-
gerei nichts, aber auch gar nichts zu tun hatte. Doch die lange
Unterſuchungshaft in einem verpeſteten Loch legte, wie er oft
klagte, den Keim zu der Bruſtkrankheit, der er jetzt erlegen iſt.“
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kreidenker-Verein Halle d. S. I Um
Miwoch, den 13. al adenäs 97. Uhr im Welszen Ros“, Gelststr. 5

Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung:

1. Vortaag:
2 e Karl Sehmiat, Halle.

Aafru
3. Vereinsangelegenheiten.

Eintritt frei. Gäſte willkommen. Zahlreichen Beſuch erwartet

„War Guſtav Adolf ein proteſtantiſcher Glaubensheld Reſerent:
annahm zum Freidenker- Kongreß in Frankfurt a. M. und zum Eiſenacher

Lederhandlung
Carl Friedrich NMaeht.

jotzt
bBruderstrase

„Rudolt Mosso““.

le T fänriäer es feuten
Herm. Sehingler,

Kl. Ulrichſtr. 35.Der Vorstand.

Achtung! Tauehnsa. Achtung
Soxziald. Verein Zahlstelle Tancha.Mittwoch, den 13 Mai, abends 8 Uhr

Mitglieder Versammlung-
Zahlr. und pünktl. Erſcheinen wünſcht Der Vorſtand.

Konsumverein Osterfeld.
Sonntag, den 17. Mati, Uhr, im „Schützenhans“

General -Versammlung
Tagesordnun1. Bericht über das 1. Betriebshalbjehr 1908 und Vorlegung

der Bilanz.
2. Bericht der Reviſoren und Erteilung der Entlaſtun3. en St und eventuelle Herbeiführung eines Beſchiuſſes

über Einführung einer Mittagspauſe für den Lagerhalter
ind deſſen Perſonal.4. Verſchiedenes

Oſterfeld, den 7. Mai 1908.
Der Aufsichtsrat des Konsumrvereins 0Osterteld

(E. G. m. b. H.)
Otte Roddies, Sorſisend

Zeitz Zeitz.Donnerstag den 14. Mai 1908

Pfänder Auktlon
bei

Max Schnabel, Fitterſraße 7.

Weissenfoels.
Hamster-

ſowie alle Sorten Felle kauft

Vertreter: J. Kandler J Eben

Tementarbeiter
in der Herſtellung aller Stampf

aberarbeiten Legen von azzoböden und latten nur
tüchtige Kraft) ſucht ſofort

Fr. Rässler, Säazgerherſen.
Suche ſofort einen r

e rgehilfenDauernd. Arbeit fürs zans. J Jutr.

fortwährend zu höchſten Preiſen

Fellhandhung. Klaostarstrasse 10.

Morgen Dienstag

Magen, Brüderſtr. da.
Dienstag

Rob. Raum,Triftſtraße 6.

Zwei Futterſchweine zu
kaufen. Kröllwitzerſtraßze Nr. 5

verkaufen Streiberſtr. 28.
ESelbſtändig arbeitende

für Thonrsohre, mit T zu
vergießen, ſofort geſu

Chr. Vahren.,

Schlachtefest.

Schlachtefeſt.

Nietleben

aschgefässe aller Art bill. zu

Rohrleger
Herm. Lücre. Gr. Brunne

Oswald Töpfer

22. l angef. Näh. A. es 1, i. L.

Katharinga II. von Rußland. Konfisziertrfarn vo Lachſe. e nſi-

Alexander VI.

hilizt II. von Spanien.

von Rußlan

Hohenleipiſch b. El erwerda.

Gekrönte häupter.

Auguſt der Starke,
iertL Leopold von Mecklenburg.

riedrich Wilhelm II. von I 2renßhen.

r
Louis 4 ilipp von Frankreich.

e

Damenſchneiderei w. z. bill. Pr.

Zur r des Abſolutismus.

eweſen.

dwig IV. von Frankreich.

einrich VIII. von Zug and

uliné II.
iedrich II. von Preußen.

apſt

Br. von Frankreich
1 rarieb Wilhelm i

wan der Schreckliche von Zuſland.
Jerome, König von tat en.

abella II. von Spanien.
lhelm II. von Heſſen.

Nero.
z von England.Karl E e von Württemberg.Nudolf 17., Kaiſer von Deutſ jland.e von Schweden.
Maria Thereſia von T ſRerreich.
Leopold II. von Belgien.

W Jedes Heft 20 Pf.
Auch gebunden in 5 Bänden a Band 1.50 M.
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ßlendend weisse Wäsehe
erzielt man mit

Dr. Thompson“
SEIFENPULVER

F. Paxket S Pig.

„Ueber zie wirtſchaftliche arife

Fabrikarbeſter Verband Zeitz
stag d. 14. Mai abends S Ur SWartehſe ne d v

M Versammliung. W
Tag 1. Vortrag des Kollegen Brückner teßordnung:

2. Kartellbericht 3. Geſchäftliches und Verſchiedenes.

Ko
Wegen der wichtigen Tagesordnung iſt es Pflicht aller

llegen und Kolleginnen zu erſcheinen.
Die Orts Verwaltung.

Bürgergarten. Eisleben.
Bringe Parteigenoſſen ſowie Gewerkſchaftsmitgliedern meine

Lokalitäten in empfehlende Erinnerung.
Gleichzeitig empfehle meinen

neueingerichteten Restaurations- Garten
ſowie Laug- und Platzbahn zur gefälligen Benutzung.

Zu zahlrei chem Beſuch ladet freundlichſt ein
Franz Herling, Gaſtwirt.

Eleg. Herren u. Damen-Rad,
m. Freil. bill.

Ohne Geld

I millionenfach erprobt.

Reparat. an Waſchgefäß. ſchnell
Vhbelmstr 49 l. l. u. billig Böttcherei Schülershof 1.

Bügeleisen und andere anerkannt
wertvolle Gegenstände bei Benützung von

klammers Selfe a
Flummers Lelfenpulver
als die besten für Wäsche u. Haus

Wer wirklich gute und wediegene

Geraer Kleiderstoffe,
Geraer Kostümstoffe,
Geraer schwarze Kleiderstoffe,
Weisse Waschstoffe

rößter Auswahl BI gut und billig
will, W der komme nach dem

Gelegenheitskauf Gesehäft,
Oleariusſtraße 5, 1 Treppe.

Kein Laden. Hallmarkt, neb. Kirchtreppe.

W

Achtung ente vertrauenswürdige Per

z i
ſonen jeden Standes, denen daran

a z r I gute hen, um dadn r Einkommen zu erhöhen
Adr. u. B. L. 9035 an Rud. Mosse, Halle S. einzuſend

W Stellung B sueht
kanxenpost“, Esslinge

verlange die „Deutsche Va-
ngen 156.

AnſichtsPoſtkarteg gebe

Piprufren jeder Art beſ. bill.
ermann, Mühlberg 10.Alb.

Volksbuchhandl., Harz 42 43.

Bettstellen

T Vugsha

Jeden 35e

Mannten. Je

Cekllllteetten
Ober-, Unterbett B 59

Kige

in allen Oröesen
weiss lackiort

r. Prichstr.

II

Viesstag, don 12. Ral, findet hier eine
öffentliche Vorführung von

z Diaboloepielem e
durch die Pariser Meisterschafts
Ars. Lucien Kra und Henry Dupré
statt. Die Herren spielen von 3--4 Uhr
im Garten der Aktienbrauersei, Dessauer-
strasse, und von 5-6 Uhr auf dem Spiel-
h des Peissnitz-Restaurants.

Eintritt Ist frel. Ber Eintritt et frel.
f. Aitter, e 13, Lepzleerstr. 90.

Walhalla Theater.
Jeden Abend s Vhrs Das glänz. hum. Maiprogramm.

Apollo Tod

e

Intern, Ringkampf-Konkurren7,

Heute ntag den II. Mat ringen:
Paul Mold Gamhbier IIgegen

bester Ringer von Berlin Meisterringer von Frankreich.

Fritz Müller e Jordan Haevampia
Bayern Champion von Finnland.

Eduard Ritzler Walter Eigemann
Meisterring. v. Württemberg Meisterring. v. Rheinland.

Vorverkauf nur im Theaterbureaun.
Mittwoch nachm. 4 Uhr auf vielseitiges Verlangen:

nochm, Kind. u, Sehbler-Zauber-Vorstellung,

Prof. Franz Beſlisen. Kinder 20 Pfg., Erw. 30
Eintrittepreise nieht erhöht.

Jntelligenter Arbeiter
mit großem Bekanntenkreis kann
dauernden reellen Verdienſt (auch
im Nebenerwerb) erzielen ohne
Riſiko und Einſatz. Reflektanten
wollen Offerte einſenden mit
r be der Tätigkeit c. unter

2864 an Rudolf Mosse,Leiri
J 7

Apon Gustav Poller.

Gaſtſpiel des Original
Kölner Volkstheatoers.

Nur noch 2 Tage:

„Elebe der Reervemann

Kein Auge Stardesantliche Vacrigten
Halle-Süd, Steinweg 2, 9. Mai.trocelcen?! Aufgeboten: Arbeiter Adlung
und Anna Schäffler (Jul. Kühn
ſtraße 1 u. Alte Promenade 13).
Bäckermſtr. Alsleben u. ElsbethDrake (Sta fprt u. Ballenſtedd

Kellner Ochſe v Lina BVeck
(Halle u. Holleben

n Eiſendreh.Krumpe und da Fiſcher
(Vrinzenſtr. 23). Arbeiter Noack
und Anna Sander (Saalberg 24
und Bergſtraße 4). Kaufmann
Nätzold und Anna Pfitzmann
(Sternſtr. 5 u. Barfüßerſtr. 16).Geboren: Privatbeamten

Trabert S. S 3).

Ktürmischor

lacherfolg!
Mittwoch den 13. Mai,

Zum erſten Mgle:
en Seltensprün

ken
wennArbeiter rm i Nertin-

2 Vize- Wachtweſſter

nder W 2u r v S. (Liebaße aufmannelegant billigst Kleine Steinſtraße 9).
unter Garantie eſtorben: Arb. Voigt T.tadelloſen Sitzes. on. Weg ärten 2). h

Neueste Muster von desten aus LeipzQualitäten ſtehen auf Wunſch (Klinik). Kaitekeeneer
zur aefältigen Anſicht ſtets edt aus Brottewitz, 41 J.zur Verfügung. Gecn e 7/8).

HalleNord, Burgſtr. 88, 9. Mai.
Aufgeboten: Arbeiter Lang

bein und Friederike Thormann
eb. Dietrich (Merſeburg und
leiſcherſtraße 39). Arbeitere den Se

kau und Roſenſtraße 8).
Eheſchließungent Steinmetz

Kühne unde u. vmied e urdBücherfreunde

Dr. P. Glzyckl's, Scut-

C. Wagner,
Unterberg 8, am Seidenyplan.

arie Der e (Bernhar

e a bgr ander leicherode
mente und Kröllwigtzerſtr. ä rmer

zur Ethik und Pſychologie. e u. Anna Witz belsgerſtraße 10 e 30).
Erungprobleme Sergeant e und Minna

ſtatt 10 M. nur 4.75 M. u g erſtadt u. Witte
Gut un Böre

ſtatt 10 M. nur 4.75 M.
b. J. Ahweiger -lerchenfell.

krauenleben der Erde
nur 4Der gren nur S M.

Fr. Umlautt, 2 Alpen
nur 4Alle Bände d all

gebunden.
e fFolkshochbandlung.

Kalle a. S., Harz 4243.

ndſtr8eitez: Witwe Spree

eb. er z. arivatmann L re(Fleiſcherſtraße aerbnes er
ahre (Ludwigllenbaum, 57

Wuchererſtraße 37). JennySchäfer aus blhauſen i.
61 J. (Nervenklinik).

irFür dieprlheer geb Sie

nis unſererei dem Begr
kleinen Fwi 4

r wir e unſeren herz
re en 8. Mai 1908.

en Eduard Anouer u. Frau
Verlag und ſar die Inſerate veroniwortlich: Auguſt GOroß. Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts Buchdrigherei (E. G. m. b. H.) Hahe g. S.
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Die Husführungsbeſtimmungen zum

Keichsvereinsgeſetze.
Wir haben unſeren Leſern bereits den Wortlaut des neuen

Reichsvereinsgeſetzes mitgeteilt, und ihnen empfohlen, das Ge
ſetz auszuſchneiden und aufzubewahren. Das gleiche tun wir
in bezug auf die preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen, die
jetzt im Reichsanzeiger veröffentlicht worden ſind. Die Aus
führungsvorſchriften erleichtern den Arbeitern nach keiner Rich-
tung die Möglichkeit, die Verſammlungsanzeige durch eine
öffentliche Bekanntmachung zu erſetzen. Das Sprachverbot iſt
lediglich rückſichtlich der litauiſchen, maſuriſchen, wendiſchen,
walloniſchen und franzöſiſchen Sprache gemildert, aber nur für
die Bezirke, in denen dieſe Sprache die der eingeborenen Bevöl-
kerung iſt. Für die artigen Blockleute und Unternehmer ſollen
die Regierungspräſidenten und der Berliner Polizeipräſident
allgemein den Mitgebrauch einer nichtdeutſchen Sprache geſtat-
ten dürfen.

Die Ausführungsbeſtimmungen lauten:
Verordnung zur Ausführung der g8 6 Abſ. 1, 12 Abſ. 4 und 21

des Reichsvereinsgeſetzes vom 19. April 1908.
(R.-G.-Bl. S. 151.)

I. Das Reichsvereinsgeſetz ſchreibt im S 5 für die Veranſtal-
tung öffentlicher Verſammlungen zur Erörterung politiſcher
Angelegenheiten eine Anzeige bei der Polizeibehörde vor, die
mündlich oder in jeder ſchriftlichen Form (Brief, Poſtkarte,
Telegramm) erfolgen kann. An Stelle dieſer Anzeige läßt es
nach 6 Abſ. 1 auch die öffentliche Bekanntmachung zu, deren
Erforderniſſe die Landeszentralbehörde zu beſtimmen hat. Dieſe
Bekanntmachung muß ſo geſtaltet werden, daß die Polizei bei
pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit rechtzeitig Kenntnis von dem
Stattfinden der Verſammlung erhalten kann.

Demgemäß wird beſtimmt, daß es der im K 5 des Reichsver-
einsgeſetzes vorgeſchriebenen Anzeige. für Verſammlungen, die
öffentlich bekannt gemacht worden ſind, nicht bedarf, wenn die
Bekanntmachung folgenden Erforderniſſen genügt:

1. Bekanntmachung durch Zeitungen
a) Die Bekanntmachung durch Zeitungen muß in deutſcher

Sprache abgefaßt und in einer der Zeitungen erfolgt ſein, die
hierzu für die Gemeinde, in deren Bezirk die Verſammlung
ſtattfinden ſoll, von dem Landrat, in den Hohenzollernſchen
Landen von dem Oberamtmann, in Stadtkreiſen von der
Ortspolizeibehörde, in Berlin von dem Polizei-
präſidenten beſtimmt ſind. Für jede Gemeinde müſſen
wenigſtens zwei Zeitungen beſtimmt werden, unter denen ſich
wenigſtens eine täglich (abgeſehen von den durch Sonn und
Feiertage bedingten Unterbrechungen) erſcheinende Zeitung be
finden muß.

b) Die Bekanntmachung muß die Ueberſchrift tragen: Oef-
fentliche politiſche Verſammlung. Es muß ſich aus ihr Zeit und
Ort der geplanten Verſammlung ſowie der Name, der Wohnort
und die Wohnung des Veranſtalters ergeben.
o0) Die Zeitungsnummer, in der die Bekanntmachung erfolgt

iſt, muß ſo zur Ausgabe gelangt ſein, daß ſie bei ordnungsmä-
ßiger Beſtellung mindeſtens 24 Stunden vor dem Beginn der
Verſammlung in den Händen der für die Entgegennahme der
Anz zuſtändigen Behörde ſein kann. Bei Zeitungen, die
innerhalb des Polizeibezirks des Verſammlungsorts erſcheinen,
wird dieſem Erfordernis genügt, wenn die betreffende Zei-
tungsnummer mindeſtens 24 Stunden vor dem Beginn der Ver
ſammlung zur Ausgabe gelangt iſt.

2. Bekanntmachung durch Anſchlag.
Die Bekanntmachung kann durch Anſchlag geſchehen, wenn die

Verſammlung in einer Gemeinde veranſtaltet wird, in der öf-
fentliche Einrichtungen (Säulen, Anſchlagstafeln) für den An

Halle a. S., Dienstag den 12. Mai 1908.

ſchlag von Ankündigungen mittels Plakats beſtehen. Die Be
kanntmachung muß in deutſcher Sprache abgefaßt ſein und den
Erforderniſſen zu 1b genügen. Der Anſchlag muß an den im
Gemeindebezirk, bei Gemeinden, die in Polizeireviere eingeteilt
ſind, an den im Polizeirevier des Verſammlungslokals vorhan-
denen öffentlichen Anſchlagsſäulen oder -tafeln mindeſtens 24
Stunden vor dem Beginn der Verſammlung erfolgt ſein.

II. Nach S 12 Abſ. 1 des Reichsvereinsgeſetzes ſind die Ver
handlungen in öffentlichen Verſammlungen, abgeſehen von den
im S 12 Abſ. 2 und 3 bezeichneten Ausnahmen in deutſcher
Sprache zu führen.

Nach 12 Abſ. 4 ſind weitere Ausnahmen mit Genehmigung
der Landeszentralbehörde zuläſſig. Demgemäß wird beſtimmt,
daß für Verhandlungen in öffentlichen Verſammlungen

in den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen der
Mitgebrauch der litauiſchen Sprache,

in den Regierungsbezirken Königsberg, Gumbinnen und
Allenſtein der Mitgebrauch der maſuriſchen Sprache,

in den Regierungsbezirken Frankfurt a. O. und Liegnitz
der Mitgebrauch der wendiſchen Sprache,

in dem Kreiſe Malmedy des Regierungsbezirks Aachen der
Mitgebrauch der walloniſchen und der franzöſiſchen Sprache

geſtcrttet iſt.
Für die Verhandlungen in öffentlichen Verſammlungen iſt

in denjenigen Amtsbezirken des Kreiſes Tondern im Regie-
rungsbezirk Schleswig, in denen nach dem Ergebnis der je-
weilig letzten Volkszählung die Bevölkerung däniſcher Mut-
terſprache ſechzig vom Hundert der Geſamtbevölkerung über-
ſteigt, der Mitgebrauch der däniſchen Sprache unter denſelben
Bedingungen geſtattet, wie nach S 12 Abſ. 3 des Reichsver-
einsgeſetzes in den dort bezeichneten Landesteilen.

Den Regierungspräſidenten und für Berlin dem Polizeipräſi-
denten in Berlin wird die Ermächtigung erteilt, in beſon-
deren Fällen den Mitgebrauch einer nichtdeutſchen Sprache in
öffentlichen Verſammlungen zu geſtatten.

III. Jm Sinne des Reichsvereinsgeſetzes iſt unter der Be
zeichnung „Polizeibehörde“ die Ortspolizeibehörde, unter der
Bezeichnung „Untere Verwaltungsbehörde“ der Landrat, in den
Hohenzollernſchen Landen der Oberamtmann, in Stadtkreiſen
die Gemeindebehörde, unter der Bezeichnung „Höhere Verwal-
tungsbehörde“ der Regierungspräſident, im Landespolizeibezirk
Berlin der Polizeipräſident von Berlin zu verſtehen.

Berlin, den 8. Mai 1908. Der Miniſter des Jnnern,
von Moltke.

Mutterſchutz.
Grundbedingung der Exiſtenz des Klaſſenſtaates iſt die Aus-

beutung und Unterdrückung der beſitzloſen, arbeitenden Mehr-
heit des Volkes durch eine beſitzende Minderheit. Den moder-
nen Klaſſenſtaat beherrſcht der Kapitalismus. Rückſichtslos ver-
wüſtet dieſe Macht in Betätigung ihrer wirtſchaftlichen Jnter-
eſſen die Volkskraft. Dem Kapitalismus genügt nicht die Aus
beutung der Arbeitskraft der Männer, auch die Kraft der pro-
letariſchen Frauen und Kinder macht er ſich dienſtbar. Die
in allen Kulturſtaaten zu beobachtende Degeneration der Maſ-
ſen, die anormale Entwicklungs-, Siechtums- und Sterblich-
keitshäufigkeit in den proletariſchen Schichten der Bevölkerung,
über die amtliche Statiſtiken unterrichten, iſt das Werk des
Kapitalismus, kommt auf ſein Schuldkonto. Hat der Degene-
rationsprozeß eine beſtimmte Höhe erreicht, ſo iſt der Klaſſen-
ſtaat um ſeine Erhaltung willen genötigt, ihm wenigſtens eini-
germaßen Einhalt zu tun, der Verwüſtung der Volkskraft ent
gegenzuwirken; er muß ſich wohl oder übel dazu verſtehen,
wenn er nicht zugrunde gehen will, den von der Degeneration
betroffenen Maſſen einigen Schutz zu gewähren, Geſetze und

I9. Jahrg.

Verordnungen zu erlaſſen, die der Ausbeutung und Verwüſtung
der Arbeitskraft Grenzen ſetzen, Einrichtungen zu ſchaffen, die
dazu dienen, das im kapitaliſtiſchen Syſtem wurzelnde Elend
der Maſſen zu mildern.

Wo da der Anfang iſt, weiß man, aber wo iſt das Ende
Jhren Ausgangspunkt hat die vielberufene „ſoziale Fürſorge“
des Klaſſenſtaates bekanntlich in Geſetzen zum Schutze der in
induſtrieller Lohnarbeit tätigen Frauen und Kinder. Man hat
die Arbeitszeit dieſer Frauen geſetzlich geregelt und beſchränkt,
und zwar vornehmlich mit in Rückſicht auf die natürlichen
Pflichten, die ſie als Mütter zu erfüllen haben. Die Gewerbe
ordnung für das Deutſche Reich verbietet, Wöchnerinnen für
eine beſtimmte Zeit in Fabriken zu beſchäftigen. Auch in den
Krankenverſicherungs-Geſetzen des Deutſchen Reiches finden wir
Rückſichtnahmen auf den Schwangerſchaftszuſtand und die Mut-
terſchaft der Arbeiterinnen, ſoweit ſie der Verfſicherungspflicht
unterliegen. Die freien Hilfskaſſen können Krankenunterſtützung
an Wöchnerinnen gewähren. Und nach dem jetzt dem Reichs-
tage vorliegenden Hilfskaſſen- Geſetzentwurf ſollen die Kranken-
verſicherungsvereine in Zukunft noch mehr leiſten dürfen: freie
ärztliche Behandlung in Schwangerſchaftsbeſchwerden; Unter
ſtützung wegen einer durch Schwangerſchaft verurſachten Er-
werbsloſigkeit; die Gewährung der erforderlichen Hebammen-
dienſte und eine Wöchnerinnen-Unterſtützung.

Ganz objektiv betrachtet, erſcheint das Maß geſehlichen Mut-
terſchußes, das wir jetzt in Deutſchland haben, doch nur als
ein ſehr minimales und unzureichendes. Die Sozialdemokratie
hat ſich ſeither vergeblich bemüht, eine Erweiterung dieſes
Schutzes und ſeine Ausdehnung auf die Landarbeiterinnen,
Dienſtmädchen, Heimarbeiterinnen, auf die Maſſe der lohn-
arbeitenden Frauen überhaupt, herbeizuführen. Daß das not-
wendig iſt, wird auch von bürgerlichen Sozialpolitikern zuge-
geben.

Die Frauenarbeit nimmt beſtändig in ſtarken Prozentſätzen
zu. Wir haben in Deutſchland rund 8 Millionen erwerbs-
tätige Frauen, darunter etwa 5 Millionen Lohnarbeiterinnen.
Jn einzelnen Jnduſtrien hat die Zahl der Frauen die der
Männer erreicht, in anderen ſie bereits überholt. Von Jahr
zu Jahr wächſt die Zahl der Mütter in der Fabrik. Auch
Heimarbeit, Handel und Landwirtſchaft zeigen ein immer ſtär-
keres Vordringen der Frauen im allgemeinen und der verhei-
rateten Frauen im beſonderen. Auch die Zunahme der weib
lichen Dienſtboten kommt in Betracht. Es ergibt ſich daraus
ohne weiteres die Notwendigkeit, den geſetzlichen Mutterſchutz
entſprechend auszubauen. So, wie er jetzt beſchaffen iſt, ver
hindert oder mildert er nur in geringem Maße die ſchlimmen
Schädigungen, die ſich aus dem herrſchenden Wirtſchaftsſyſtem
für die lohnarbeitenden Mütter und für das Volksganze er-
geben. Da iſt in erſter Linie die Säuglingsſterblichkeit zu be-
achten. Mit dieſer ſteht Deutſchland ungünſtiger da, als manche
anderen Kulturſtaaten. Jm Durchſchnitt des letzten Jahrzehnts
ſtarben in Deutſchland jährlich 400 000 Säuglinge. Und es
ſind zumeiſt, wenigſtens zu neun Zehnteln, Kinder der Armen.
Der vierte Teil aller Neugeborenen geht zugrunde. Man hat
dieſes Sterben mit Recht den modernen Kindermord genannt,
für den die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung verantwortlich
iſt. Es iſt zurückzuführen auf Ueberarbeit und mangelhafte
Ernährung, Not und Elend der Schwangeren, auf ſchlechte
Wochenpflege und verkürzte Wochenbetten der Mütter, ſowie
auf künſtliche, ungenügende Ernährung und mangelhafte Pflege
des Säuglings. Die Not, die drängende Sorge ums Brot
zwingt die proletariſche Frau, um des Erwerbes willen, im
Zuſtande der Schwangerſchaft und als Mutter die gebühren-
den Rückſichten auf ſich ſelbſt außer acht zu laſſen und ihr
Kind zu vernachläſſigen; weder ſich ſelbſt noch ihr Kind ver
mag ſie ſo zu pflegen und zu ernähren, wie es nötig iſt.

Kleines Feuilleton.

Der Kaiſer und Meyerbeer. Zum Oſterſonntag ſtanden
auf dem Spielplan der Berliner königl. Oper Die Hugenotten.
Dreißig franzöſiſchen Studenten, die auf einer mit allzu viel
Brimborium inſzenierten Studienreiſe durch Deutſchland be-
griffen ſind, ſollte eine Vorſtellung deutſcher Opernkunſt ge-
eben werden; dazu auserſehen war Meyerbeer mit ſeinenHogen allen Darüber ſchreibt Dr. Karl Storck im Tür mer

(Herausgeber Frhr. v. Grotthuß):„Jch kraue unſeren OpernJntendanten alles zu, m einer

kräftigen Betätigung nationalen Kunſtempfindens. Wenn es
innerhalb eines Berufsſtandes Vererbung gibt, ſo ſind ſie erb-
lich belaſtet. Die deutſche Kunſt deutſches Drama und
Oper voran haben ſich von jeher gegen unſere großen Hof-

durchſetzen müſſen. Aber daß von einem dieſer Hof-
theater 25 Jahre nach Richard Wagners Tod eine ſpyſtematiſche
Pflege der unglückſeligſten aller Operngattungen ausgehen
würde, durfte man doch nicht annehmen; daß wir auf dem
Gebiete des Muſikdramas, wo wir mit Gluck, Mozart, Weber,
Wagner die größten ſind der Welt, nochmals einer grundſätz-
lichen Pflege des Ausländertums verfallen würden, hätte auch
ein e nicht vorausſagen dürfen.Ich halte es für Pflicht, es ruhig auszuſprechen, daß ohne
die Geſchmacksrichtung unſeres Kaiſers dieſe Entwicklung nicht

h. genau genommen erſt dadurch,
ſich als Diener des Kai-möglich wäre; d.

betrachten. Es
daß unſere Hoftheater-Intendanten
ſers und nicht als Diener der deutſchen Kunſt b en.fällt mir t ein, mit dieſen hohen Beamten über die Auf-
faſſung ihrer Pflichten zu ſtreiten; noch viel weniger, dem
Kaiſer das Recht ſeiner perſönlichen Geſchmacksrichtung zu be
ſtreiten. Ich ſtelle nur Tatſachen feſt und ziehe daraus die
Folgerung, daß dem deutſchen Volke allmählich klar werden
muß, daß es die Lebensintereſſen ſeiner Kunſt unabhängig
machen muß von jenen Einrichtungen, die vom perſönlichen
Geſchmack eines Regierenden beſtimmt werden. J
nützen uns nichts, wir brauchen Staatstheater, wobei e.
lich fraglich bleibt, ob unſere Volksvertretung arg erro F
nug wäre, zu erreichen, daß dieſe Staatstheater auch Volks-

theater Waren Liebe fo
Der Kaiſer hat keine Liebe für 7räuſchvon“ un andern gilt Mehyerbeer für den Wien

Lärmmacher in der Geſchichte der Oper. Der Kaiſer ſagt
von den Hugenotten, er „„liebe die Muſik ſehr und Heden n
den meiſten Opern der modernen Produktion vor. 6 ie lin
einſtudierung dieſes auf dem letzten Provinztheater a a d
Werkes wurde als ſo wichtiges Ereignis behau ded a wir
Direktoren der Pariſer „Großen Oper“ dazu einge d dem
den; daß der Kaiſer ſelber an Proben teilnahm G er en
krankten Jntendanten nach jedem Akt Bericht o wer
Verlauf dieſer epochemachenden Aufführung. Dabe

Wagner; er iſt ihm „zu ge

nebenbei bemerkt, die 312. Aufführung dieſes Werkes an unſe-
rer Hofbühne.

Dieſe Berliner Hofoper iſt einer Prunkſucht verfallen, die
zum Kunſtverhängnis werden muß. Einmal weil bei den
Opernbeſuchern einſeitig die Schauluſt großgezogen wird, ſo-
dann weil rieſige Mittel für unkünſtleriſche Zwecke vergeudet
werden. Denn die Schönheit der Bühnenbilder wächſt keines-
wegs mit ihrem Reichtum. Was die Ausſtattung der „Huge-
notten“ gekoſtet hat, weiß ich nicht; es wird kaum weniger ſein,
als was für die „Aida“ angelegt wurde, die 80 000 Mark ver
ſchlang. Das war die andere „Großtat“ rer Hofbühne in
dieſer Spielzeit. Jch verehre und liebe Verdi, den ich nie in
einem Atemzuge mit Meyerbeer nennen würde. Aber gerade
ſeine „Aida“ zeigt den Fluch der „großen“ Oper. Verdis dra-
matiſche Kraft iſt ſo ungeheuer, daß es nachträglich möglich
wäre, aus dieſer Prunkoper, die für ein Prunkfeſt geſchaffen
wurde, das Drama herauszuſchälen. An der Berliner Hofoper
wird das Werk ſtatt deſſen nach Möglichkeit zum Ausſtattungs-
ſtück erdrückt. Dann wurden auch zwei Neuheiten herausge-
bracht: des Jtglieners Puccini „Madama Butterfly“, die ſich
dank der Ausſtattung und der guten Geſangsleiſtungen trotz der
künſtleriſchen Minderwertigkeit bislang auf der Bühne behaup
tete; und des Franzoſen Maſſenet „Thereſe“, die trotz äller
Liebensmüh in den Fluten der eigenen Wäſſerigkeit ertrank.
Allenfalls wäre noch eine Wiederaufführung von Leoncavallos
„Roland in Berlin“ zu nennen.

Maſſenets Werk war eine Nachwirkung des Monte-Carlo-
Gaſtſpiels unſeligen Angedenkens, Leoncavallos Werk iſt die
einzige Oper, die bislang im Auftrag des Kaiſers geſchaffen
wurde. Es gibt Leute, die ſagen, das alles ſei Politik, Frie
denspolitik. Mag ſein. Herr v. Schön hat uns ja im Reichs
tag ſo viel von den eigenen Lebensgeſetzen der höheren Diplo
matie verraten, daß ich keine Luſt verſpüre, in die Geheimniſſe
dieſer Viherſſhalt einzudringen; mir fehlt's ohnehin an
Schmiegſamkeit. Aber ſoviel weiß ich in dieſem Falle beſtimmt
der Franzoſe oder Jtaliener, der dieſe Liebenswürdigkeiten ſo
auffaßt, wie ſie der Kaiſer meinen mag, iſt ebenſo ſchwer zu
finden wie der Mann, den Diogenes mit der Laterne ſuchte.
Unendlich groß iſt aber die Zahl jener Ausländer, die in alle-
dem nur Eingeſtändniſſe der Minderwertigkeit deutſcher Kul-
tur ſehen; täglich wachſend iſt die Zahl der Deutſchen, die darin
eine ſchwere Schädigung deutſcher Kunſt und deutſchen Volks
tums beklagen.“

Wer iſt Veranſtalter einer muſikaliſchen Aufführung? Eine
für Komponiſten ſowohl als für Konzerthausinhaber uſw. wich-
tige Entſcheidung fällte der vierte Strafſenat des Reichsgerichts.
Vom Landgerichte Eiſenach ſind am 3. Januar wegen Ver-
gehens gegen das Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der
Literatur und Tonkunſt vom 19. Juni 1901 verurteilt worden
der Architekt Lorenz Freitag zu 200 Mark und der Kapell-
meiſter Müller zu 10 Mark Geldſtrafe, der erſtere außerdem
zur Zahlung einer Buße von 400 Mark an die Genoſſenſchaft
der deutſchen Tonſetzer. Die Terrain- und Baugeſellſchaft in

Eiſenach iſt verpflichtet, das Hotel Fürſtenhof als Kurhaus here b eine Kapelle d daten Die 25 Direktoren der
Geſellſchaft, deren einer Freitag iſt, engagierten Müller als
Kapellmeiſter für die Konzerte und Bälle der Reunion. Mit
der Genoſſenſchaft deutſcher Tonſetzer ſollte Müller in Verbin
dung treten zur Freigabe der älteren Stücke. Die Genoſſen-ſchaft utwortete aber, daß ſie nur mit der Terrain und Bau
geſellſchaft den Vertrag ſchließen könne. Der Angeklagte
tag lehnte es aber brieflich ab, mit der Geſellſchaft zu verhan
deln, da dies Müllers Sache ſei. Die Genoſſenſchaft erklärte
aber, daß ſie Müller nicht die Genehmigung zur Aufführung
ihrer Stücke geben werde. Auch in einem Briefe an Freitag er
klärte die Genoſſenſchaft dies. Freitag ließ aber durch Müller
die Konzerte ausführen, deren Charakter er vorher beſtimmte,
z. B. ob ein Wagner Konzert uſw. gegeben werden ſollte. Da
bei wurde ſtets eine große Anzahl geſchützter Muſikwerke mit
aufgeführt. Freitag kümmerte ſich nicht darum, ob die Werke
geſchützt waren, aber er wollte die Aufführung ohne Rückſicht
auf ihren Schutz. Geſchützt aber ſind die Stücke faſt aller be
liebten Komponiſten mit Ausnahme der Oeſtreicher, da Oeſt
reich der Berner Konvention nicht beigetreten iſt. Freitag, ſagt
das Urteil, iſt gleich Müller, als Aufführender anzuſehen, da er
die Aufführung ermöglicht hat. Gegen das Urteil hatte nur
ren Reviſion eingelegt. Der Verteidiger, Rechtsanwalt

arlbaum, führte aus: Freitag hat nur den allgemeinen Cha
rakter des Abends beſtimmt, aber nicht, welche Stücke geſpielt
werden ſollten; er iſt nicht als Aufführender anzuſehen. Nur
der eigentliche Aufführende, nicht der Veranlaſſer der Auffühs-
rung ſoll nach dem neuen Geſetz ſtrafbar ſein. Auch im alten
Geſetz werde ſchon zwiſchen Aufführendem und Veranlaſſer
unterſchieden. Jm neuen Geſetz iſt überhaupt nur vom Auf
führenden die Rede. Der Vertreter der als Nebenklägerin
zugelaſſenen Genoſſenſchaft deutſcher Tonſetzer bemerkte da
gegen: Als Aufführender kann nicht nur derjenige angeſehen
werden, der die Töne hervorbringt, ſondern auch derjenige, der
durch Hergabe des Saales uſw. das Konzert ermöglicht. Das
neue Geſetz will die Rechte des Autors durchaus nicht ein
ſchränken. Der Reichsanwalt trat der Nebenklägerin bei, in
dem er erklärte: Jm neuen Geſetze iſt der Unterſchied zwiſchen
Veranlaſſer und Aufführendem fallen gelaſſen, um Mißver-tändniſſe zu vermeiden. Das neue de hat die Rechte der

utoren durchaus nicht beſchränken r ern erweitern wollen.
Feſtgeſtellt iſt, daß der Angeklagte t der Aufführende
war. Das Reichsgericht verwarf die Reviſion mit folgen
der Begründung: Der F 88, 2 des Urheberrechtsgeſetzes iſt mit
Recht angewendet worden. Der Angeklagte Freitag war als
Aufführender anzuſehen, weil ihm die Auswahl des Programms
in gewiſſer Weiſe naßgebend oblag. Er konnte ohne
irrtum als Täter, als Veranſtalter der Aufführung betrachtet
werden. Nicht nur, wer die Muſik aufführt, ſondern auch der,
deſſen Wille auf die Veranſtaltung der Aufführung gerichtet
iſt, hat als Aufführender nach den neuen etzen zu gelten.
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VielSchwangere und infolge des S
das ſie zu vorzeitigem Aufſtehen und zur Erwerbsarbeit zwingt,

als
bett,

ſowie auch infolge des Mangels einer guten, geordneten
Wochenpflege, ſchwere Unterleibsleiden, welche das Familien
glück zerſtören, der Mutter ein frühes Grab bereiten, zugleich
aber die Krankenkaſſen außerordentlich belaſten.

Am ſchlimmſten ſind natürlich die unehelichen Frauen als
Schwangere und Mütter daran. Den größten Prozentſatz der
dem Tode geweihten Säuglinge bilden die unehelichen. Von
den ehelich geborenen Kindern ſtarben im Jahre 1905 im
Deutſchen Reich 19,4 Prozent, von den unehelichen 32,6 Pro
zent.

Wer möchte da noch wagen, in Abrede zu ſtellen, daß ein
großer Teil des Volkes eine ſtarke Raſſenverſchlechterung, eine
hochgradige Degeneration erleidet

Die Sozialdemokratie hat ſtets die Forderung erhoben, in
die Verſicherungsgeſetzgebung einen ausreichenden, alle lohnar
beitenden Frauen umfaſſenden Mutterſchutz einzubeziehen. Ja,
ſie iſt weiter gegangen, indem ſie die verſicherungspflichtige
Fürſorge für die Frauen der unbemittelten Klaſſen überhaupt,
gleich wie für die Männer dieſer Klaſſen, als ſozialpolitiſche
Notwendigkeit erachtet.

Jetzt hat nun der noch nicht lange beſtehende „Bund für
Mutterſchutz“ eine Petition an den Reichstag gerichtet, in der
die „Angliederung einer umfaſſenderen Mutterſchaftsverſiche
rung an die Krankenverſicherung“ gefordert wird. Dieſe Mut
terſchaftsverſicherung iſt folgendermaßen gedacht:

1. Die Ruhezeit und die Unterſtützungsdauer vor und nach
der Entbindung wird auf ſechs Wochen normiert.

2. Die Angliederung der Mutterſchaftsverſicherung an die
Krankenverſicherung unter Erhöhung der in Prozenten des
Lohnes ausgebrachten Beiträge wird empfohlen unter vorläu-
figer Beibehaltung der Verteilungsart auf Arbeitnehmer und
Arbeitgeber. Zur Beitragsleiſtung ſind bei derſelben Kaſſe alle
Kaſſenmitglieder, männliche und weibliche, nach dem gleichen
Prozentſatz verpflichtet.

Zur Aufbringung der Mittel wird aber zu den Beiträgen der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein Staatszuſchuß erbeten.

8. Die reichsgeſtzliche Krankenverſicherungspflicht ſowie die
angegliederte Mutterſchaftsverſicherung möge auf die land-
und forſt wirtſchaftlichen Arbeiter ſowie auf die Dienſtboten,
Heimarbeiter und Hausinduſtriellen ausgedehnt werden.

4. Der Bund bittet weiter um die obligatoriſche Ausdehnung
des Schutzes der Krankenverſicherung einſchließlich der Mutter-
ſchaftsverſicherung auf die im Haushalt der Kaſſenmitglieder
lebenden Angehörigen unter angemeſſener Minderung der
ihnen zu erweiſenden Leiſtungen (bei Krankheit kein Kranken-
geld, im Sterbefall geringere Sterbegelder als für die Mit-
glieder, im Fall der Schwangerſchaft und des Wochenbettes ge
ringeres Ausmaß des Unterſtützungsbetrages als bei den weib
lichen Kaſſenmitgliedern).

Durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen iſt die Mögilch-
keit einer freiwilligen Verſicherung allen Frauen zu geben,
deren eigenes oder Familieneinkommen unter 8000 Mk. bleibt.

6. Die Konzentration der Krankenkaſſen iſt unter Aufrecht
erhaltung der Gleichberechtigung der Frauen durchzuführen.

Die Leiſtungen der Mutterſchaftsverſicherung ſollen be
ſtehen tn

a) Unterſtützung während der Dauer der geſetzlichen Arbeits
ruhe für weibliche Mitglieder in voller Höhe des Lohnbetrages,
t7 dem die Beiträge gezahlt werden, für Angehörige in Höhe

ortsüblichen Lohnes erwachſener weiblicher Perſonen;
freier Gewährung der Hebammendienſte und der ärzt

en Behandlung bei Schwangerſchaftsbeſchwerden;
e) Gewährung freier Hauspflege im Bedarfsfalle nach Er

meſſen des Kaſſenvorſtandes;
4) Gewährung von Stillprämien in Höhe von 25 Mark an

Diejenigen Mütter, welche nach drei Monaten noch ſtillen, und
von weiteren W Mark an ſolche, die nach weiteren drei Mo
naten noch ſtillen. Jedoch darf, falls der Arzt das Stillen
zuterſagt, die Prämie nicht gewährt werden.

Die Kaſſen ſollen berechtigt ſein, Mittel darzuleihen oder
aufzuwenden zur Gründung, Betreibung oder Unterſtützung von
Beratungsſtellen der Mütter von Säuglingen, von Schwangeren, Wöchnerinnen, Mütter- und Sang gä weinen ſowie
zur Gewährung von Beihilfen zur Säuglingsernährung.

Von jeder Fabrik oder größeren Arbeitsſtätte, die weibliche
Perſonen beſchäftigt, iſt die Bereitftellung von Stillſtuben und
die Gewährung der nötigen Stillpauſen geſetzlich zu fordern.

Dieſe Forderungen entſprechen in der Hauptſache denen, die
ſozialdemokratiſcher Seite ſchon oft, leider ohne Erfolg, er

ben worden ſind.
Den Geſamtbedarf der Mutterſchaftsverſicherung veran

ſchlagt die Petition auf etwa 280 Millionen Mark jährlich. Die
Schwangeren und Wöchnerinnenunterftützung, die gegenwärtig
von den Krankenkaſſen geleiſtet wird, mag ſich auf etwa 6 Mil
lionen Mark belaufen, ſo daß der Mehrbedarf etwa 275 Millio
nen Mark beträgt.

Ss mag ſtreitig ſein, wie man die Mutterſchaftsverſicherung
im einzelnen organiſiert und wie die Koſten aufzubringen ſind.
Jedenfalls wird ein Reichszuſchuß zu verlangen ſein. Man
laſſe ſich durch die Höhe der Bedarfsſumme nicht ſchrecken. Jetzt
umfaßt die Krankenverſicherung rund 1114 Millionen Perſo-
nen. Jhre Ausdehnung auf Land und Forſtwirtſchaft, Heim-
arbeit, Gefinde und Hausinduſtrie, würde dieſe Zahl ſteigern

f rund 20 Millionen. Dementſprechend würde auch die Bei
umme, die ſich im Jahre 1906 auf 25035 Millionen Mk.

belief, um nahezu das doppelte ſteigen.
Jedenfalls verdient der Vorſchlag des „Bundes für Mutter

ſchutz“ gründliche Beachtung. Wenn die verbündeten Regierun-
gen und die im Reichstag herrſchenden Parteien den guten Wil
len hätten, der Notwendigkeit dieſer Reform zu genügen, ſo
könnte das verhältnismäßig leicht geſchehen.

Gewerkſchaltliches.
Zum Schhiedsſpruch im Baugewerbe ſchreibt der Verbands

vorſtand der Maurer im Grundſtein: Wir ſind uns bewußt,
daß der Ausgang der Lohnbewegung weite Kreiſe der Mitglie
der nicht befriedigt. Und das mit Recht. Auch wir ſind
der Meinung, daß das Verhandlungsreſultat, beſonders in der
Lohnfrage und auch in einigen andern Punkten, faſt alles zu
wünſchen übrig läßt. Wenn wir aber trotzdem den Schieds

zur Annahme empfohlen haben und wenn wir für den
erband die Zuſtimmung ausſprachen, dann nur darum, weil

nach unſerer ehrlichen Ueberzeugung ein Lohnkampf in dieſem
Jahre von folgenſchwerer Bedeutung für unſern Verband, die
beteiligten Mitglieder und auch für das geſamte deutſche Wirt
ſchaftsleben geweſen wäre. Ein erfolgreicher Ausgang
des Kampfes war bei dem angenblicklichen Stande der Kon
junktur geradezu unmöglich. Das bitten wir zu berück
ſichtigen. Wir waren uns der Tragweite unſerer Ent-
ſchließungen in jeder Hinſicht und in jedem Stadium der Be

ſeits geſchehen, die volle Verantwortung. Hoffentlich iſt es uns
recht bald lich, dem geſamten Verband an kompetenter
Stelle Rechenſchaft zu geben. Dem Urteil ſehen wir mit voll
ſter Ruhe entgegen. ir ſind ſicher, daß nach reiflicher und
ſachlicher Ueberlegung alle Mitglieder zu der Ueberzeugung
kommen werden, daß im gegenwärtigen ent die Intereſſen
des Verbandes und der beteiligten Mitglieder nur durch An
nahme des Schiedsſpruchs in richtiger Weiſe gewahrt werden
konnten.

Lohnbewegungen und Streiks. Die Pflaſtermeiſter in
Frankfurt a. M. haben die Ausſperrung der Geſellen auf
gehoben, dieſe haben aber die Wiederaufnahme der Arbeit
verweigert, bis von ſeiten der Pflaſtermeiſter in Frank
furt a. M. ein annehmbares Angebot gemacht ſei. Der Aus
ſtand bei den Tonwerken Holzmann u. Ko. in Hain-
ſtadt iſt beendet. Es wurde ein auf ein Jahr gültiger Ver
trag zu den bisherigen Lohnſätzen abgeſchloſſen. Die Strei-
tigkeiten zwiſchen der Direktion der Schleppſchiffahrtsgeſell-
ſchaft und den Neckarſchiffern ſind nach dreizehntägigem
Ausſtand der Neckarſchiffer durch ein Schiedsgericht beigelegt
worden. Der Schlepplohn bleibt wie bisher. Die Nord-
deutſche Juteſpinnerei in Hamburg ſchloß die Fabrik, weil
1500 Spinnerinnen wegen der Verſagung einer Lohn-
erhöhung ausſtändig ſind. Nachdem die Arbeitgeber eine
Lohnerhöhung von 8 bis 10 Prozent zugeſtanden haben, iſt der
Schuhmacherausſtand in Dresden beendet worden.

Der Ausſtand der Landarbeiter der Provinz Parma hält mit
ungeſchwächter Heftigkeit an. Er umfaßt etwa 30 000 Land
arbeiter. Die Ruhe iſt nirgends geſtört. Beide Teile weiſen
entſchieden alle Vergleichsverſuche zurück. Der Schaden der
Landwirtſchaft iſt überaus groß. Die Viehverfrachtung dauert
fort.

Das Ausſperrungsfieber. Die „Erzgebirgiſche Wirkergruppe
des Verbandes der Arbeitgeber der Sächſiſchen Textilinduſtrie“
beſchloß geſtern in einer zu Chemnitz abgehaltenen außerordent-
lichen Generalverſammlung einſtimmig, ſämtliche organiſier-
ten Arbeiter und Arbeiterinnen zu entlaſſen und nicht eher
wieder einzuſtellen, bis die zahlreichen, in der Strumpfwirkerei
beſtehenden Streiks beendet ſind.

Jn Gornsdorf dauert der Streik bereits 20 Wochen, in
Meinersdrof 13, in Jahnsdorf 6 Wochen und hat ſich in den
letzten Tagen auf eine ganze Reihe weiterer Orte ausgedehnt.
Die Streikenden ſollen bisher nicht die geringſte Luſt gezeigt
haben, die Arbeit wieder aufzunehmen. S

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 11. Mai.

Die Alrwählerliſten
liegen nur am Montag, Dienstag und Mittwoch von vorm.
8 Uhr bis nachm. 6 Uhr in dem amtlichen Bureau, König-
ſtraße 1, part., links, aus. Wer nicht die Zeit hat, ſelbſt nach
zuſehen und ſich auch nicht in den von uns ausgegebenen
Hausliſten hat einzeichnen laſſen, möge ſeine genaue Adreſſe

De ſofort D
im Parteiſekretariat, Harz 42/43, Zimmer 10, abgeben.

Genoſſen! Agitiert in Fabriken, Bauten und allen Arbeits
plätzen, damit jeder Wähler auch Aufnahme in der amtlichen
Liſte findet.

Bei dieſer Gelegenheit ſei darauf aufmerkſam gemacht, daß
diejenigen, welche bis zum 6. April umgezogen ſind, mit
ihrer neuen Wohnung in die Wahlliſten aufgenommen ſind.
Die alte Wohnung braucht alſo in dieſem Falle für die Ein
ſicht in die Urwahlliſte nicht angegeben zu werden.

Die Parteileitung.

Ueber die Bautätigkeit in Halle a. S.
macht das letzte, vom ſtädtiſchen Statiſtiſchen Amte herausge-
gebene Monaksheft (März 1908) intereſſante, von Herrn Pro
feſſor Dr. Heſſe beacrbeitete Angaben, denen drei graphiſche
Darſtellurgen als Beilage zugrunde gelegt ſind.

Jn der Zeichnung I der Beilage iſt die Bautätigkeit in 15
Städten während der Jahre 1905 bis 1907 dargeſtellt.

Für die einzelnen Städte ergeben ſich große Verſchiedenhei-
ten: Ueber 100 neuentſtandene Wohnungen auf 10 000 Einwoh-
ner haben aufzuweiſen in allen drei Jahren. Charlottenburg,
Dortmund und Kiel, 1905 und 1906 Poſen, 1905 Düſſeldorf und
Barmen und 1906 Königsberg. 40 bis 100 Wohnungen ſind
neu entſtanden in den 8 Jahren in Magdeburg, Halle,
Straßburg Altona und Mannheim, 1906 und 1907 in Düſſel
dorf und Barmen, 1905 und 1907 in Königsberg und 1907 in
Poſen. Weniger als 40 Wohnungen ſind in dieſen Jahren
fertiggeſtellt in Aachen, Braunſchweig und Krefeld. Am größ-
ten iſt der Wohnungszuwachs in Kiel im Jahre 1906 mit 1094,
am niedrigſten 1907 in Braunſchweig mit 12 auf 10 000 Ein-
wohner. Jn Halle ſind die Zahlen 1905: 75, 1906: 61 und
1907: 65. Jn faſt allen Städten zeigt ſich im Jahre 1907 gegen
über dem Jahre 1906 ein Nachlaſſen der Bautätigkeit. Die
Zahl der neuentſtandenen Wohnungen iſt 1907 höher nur in
Magdeburg, Mannheim und Aachen. Jedoch iſt auch hier der
Ueberſchuß ganz verſchwindend. Eine ſtete Abnahme der Bau
tätigkeit haben in den drei Jahren Düſſeldorf, Halle, Straß-
e Altona, Barmen, Poſen, Braunſchweig und Krefeld er
ahren.

Die zweite Zeichnung zeigt, in welchem Umfange Klein
wohnungen in ſieben verſchiedenen Städten neuentſtanden
ſind. Als Kleinwohnungen gelten, falls die Küche als heizbares
Zimmer mitgezählt wird, die Wohnungen mit bis zu drei heiz
baren Zimmern und, falls die Küche nicht mitgezählt wird, die
Wohnungen mit bis zu zwei heizbaren Zimmern. Auch hier
ſteht das Jahr 1907 hinter dem Jahre 1906 zurück. Nur bei
Charlottenburg und Altona iſt eine kleine Zunahme zu bemer
ken. Auf 10 000 Einwohner bezogen ſtellt ſich der Zugang an
Kleinwohnungen am höchſten in Kiel im Jahre 1906 mit 107,
am niedrigſten in Altona 1905 mit 17. Jm letzten Jahre iſt er

geodten in Charlottenburg mit 95, am niedrigſten in Halle
mit 21.

Die Zeichnung III gibt ein Bild von der Bautätigkeit in
Halle in den letzten ſieben Jahren. Als mittlere Wohnungen
ſind Wohnungen mit 3 bis 5 heizbaren Zimmern (ohne Küche)
gerechnet worden, als große ſolche mit 6 und mehr. Die Mehr-
zahl der neuentſtandenen Wohnungen gehört zur Gruppe der
mittleren Wohnungen. Der Bau von Kleinwohnungen
iſt im Jahre 1908/04 und 1904/05 zurückgeblieben hinter dem
Jahre 1902/03. Am höchſten ſteht er mit 80,0 im Jahre 1905/06,
am niedrigſten mit 17,8 im letzten Jahre. Der Bau von
großen Wohnungen bleibt ſich in den ſieben Jahren ungefähr
gleich, er ſchwankt zwiſchen 2,9 und 5,0.

Jm letzten Jahre find insgeſamt 229 Gebäude errichtet, ſechs
wegung bewußt und übernehmen darum für das, was unſerer- I mehr als im vorangehenden Jahre. Da ſich aber unter ihnen

Wohnzwecken beſtimmte gegen 60 im Vor
jahre befinden, bleibt die Zahl der neuerrichteten Wohngebäude
mit 132 weit hinter der des Vorjahres (173) zurück. Fm letzten
97 nicht zu Gebäude
Jahre iſt die Zahl der ferti ellten Wohnhäuſer am niedrig-
ſten. Wie gering die Bautätigkeit in dieſem Zeitraum geweſen
iſt, tritt noch deutlicher hervor, wenn man die Einwohnerzahl
berückſichtigt. Auf 10 000 Einwohner der mittleren Bevölkerung
entfallen neuerrichtete Wohngebäude 1901/02: 9,6, 1902/08: 9,6,
1908/04: 11,7, 1904/05: 10,4 1905/06: 18,0, 1906/07: 10,1, 1907/08:
7,5. Somit ſteht das letzte Jahr bei weitem am ungünſtigſten
da. Jm letzten Jahre find 260 Wohnungen weniger als im Vor
jahre und 485 weniger als im Jahre 1905/06 entſtanden. Be
ſonders auffallend iſt der Unterſchied bei den Kleinwohnungen,

Es folgt daraus, daß die Arbeiterſchaft am meiſten unter der
Wohnungsnot zu leiden hat.

Der Artikel des Herrn Profeſſor Heſſe enthält noch weitere
Angaben über die Bautätigkeit und die Wohnungszungahme in
den einzelnen Stadtvierteln, auf die wir aber hier nicht näher
eingehen können.

Ueber Wohnungsnot Vodenwucher Bodenreform
ſprach am Freitag in einer vom Bunde der techniſch induſtriellenBeamten n öffentlichen Verſammlung im Goldenen
Ring Herr Paſtor von Broecker. Der Redner ſchilderte, indem
er ſeine Ausführungen auf umfangreiches, ſtatiſtiſches Material
ſtützte, in packender Weiſe die geradezu himmelſchreienden Zu
ſtände, wie ſie die Wohnungsnot in größeren und teils auch
in kleineren Städten zur Folge hat. Das eigene Heim, das dem
Menſchen ein Himmel ſein ſoll, hat der ungezügelte Boden-
wucher zur Hölle gemacht; wie kann es uns da wundern, wenn
die arbeitende Bevölkerung, die doch in erſter Linie unter der
Wohnungsnot leidet, zum Alkoholismus und zu andern Laſtern
getrieben wird. Der berühmte Strafrechtslehrer Profeſſor
v. Liszt gibt zu, daß eine gründliche Wohnungsreform mehr
leiſtet als Hunderte von Strafgeſetzparagraphen.

Als Mittel zur Bekämpfung des BVodenwuchers empfiehlt Herr
v. Broecker u. a. eine großzügige, kommunale BVodenpolitik, die
Einführung der Steuer nach dem gemeinen Wert und der Wert-
zuwachsſteuer, wie wir ſie (d. h. die letztere) ja in Halle bereits
haben. Ferner die Bewilligung des Enteignungsrechts für die
Kommunen und öffentliche, nicht private Stadterweiterung.
Das Shſtem der Arbeiterwohnhäuſer verwirft er ganz ent-
ſchieden, weil der Arbeiter ſo wenig als möglich 4 ſeinem
Arbeitgeber in ein Abhängigkeitsverhältnis treten ſoll.

Wir können den Ausführungen des Herrn v. Broeker, ſoweit
ſie eine Kritik der beſtehenden Wohnungsmiſere enthalten, nur
zuſtimmen. Sie werden gerade für Halle beſtätigt durch die
Wohnungsſtatiſtik, die vor einigen Jahren unſer verſtorbener
Genoſſe Swienty aufgenommen hat, ſie werden auch beſtätigt,
durch die erſt vor wenigen Tagen von uns veröffentlichten An-
gaben des Genoſſen Undeutſch über die Wohnungsverhältniſſe
der Halleſchen Arbeiterſchaft. Eine Abhilfe des Wohnungs-
elendes iſt am letzten Ende aber nur auf dem Wege der Geſetz
gebung, der kommunalen wie der ſtaatlichen, möglich. Solange
aber dank des Dreiklaſſenwahlrechts in den Gemeinden die
Hausbeſitzer, Unternehmer, Bankkapitaliſten uſw. die Herrſchaft
haben, ſolange das preußiſche Geldſackswahlſyſtem das arbei-
tende Volk politiſch mundtot macht, ſolange wird auch auf dem
Gebiete der Wohnungsnot nichts Durchgreifendes geſchaffen
werden können. Gerade bei der gegenwärtigen Landtagswahl
ſollte man begreifen, daß der Kampf um ein freies Wahlrecht
auch ein Kampf gegen die Wohnungsnot iſt. Wer wirklich eine
gründliche Beſeitigung des Wohnungselendes will, muß auch
ein entſchiedener Verfechter des freien Wahlrechts ſein. Und
das iſt, ganz beſonders hier in Halle, nur die Sozialdemokratie.
Die einfache Schlußfolgerung hieraus iſt, daß alle die, welche
mit Herrn v. Broecker einverſtanden ſind, bei der Landtags-
wahl den ſozialdemokratiſchen Wahlmännern ihre Stimme
geben. Ob das Herr v. Broecker ſelbſt, ob das die Herren
techniſch- induſtriellen Beamten tun werden, wagen wir ſehr
zu bezweifeln. Sie werden ſich von falſchen Wahlrechtsfreun
den und offenen Wahlrechtsfeinden ruhig ins Schlepptau neh
men laſſen, um nur ja nicht in den Geruch „vaterlandsloſer“
Geſinnung zu kommen. Sie können dann aber auch noch jahre
lang über Wohnungsnot und Bodenwucher jammern.

Werft keine Apfelſinenſchalen u. dergl. anf die
Strafze! Sonntag vormittag gegen 10 Uhr glitt ein junges
Mädchen vor dem Hauſe Landwehrſtraße 21 aus, weil ſie auf
eine weggeworfene Apfelſinenſchale getreten war. Die Verun-
lückte wurde von Paſſanten in die Leſerſche Privatklinik ge
racht, wo eine ſchwere Knieverletzung feſtgeſtellt wurde.

Verkehrsſtörnung. Am Sonnabend 85 en 7 Uhr entgleiſte ein Wagen der Stadtbahn am Rie lage trat
eine Verkehrsſtörung von zirka einer Stunde ein. Der Wagen
mußte mit W a wieder eingehoben werden. er
Verkehr wurde durch Umſteigen aufrecht erhalten.

Luftballon-Aufſtieg im Zoologiſchen Garten. Eine
nach vielen Tauſenden zählende Menſchenmenge ſtrömte in den
geſtrigen Nachmittagsſtunden dem Garten zu und eine nicht
minder zahlreiche den wliegenßee Straßenteilen, um Kapitän
Wilſon bei ſeinem kühnen Auſſtiege zu beobachten. Wie der
Anſchlag eines polizeilichen Verbots am Eingang zum Schauſtellungsplatze beſagte, wurde der geplante Akrobaten Lrick

Kopf nach unten aus r r eilichen Gründen“ unter
ſagt, obgleich Kapitän Wilſon den gleichen Trick ſchon einmal,
und zwar am 12. Juni 1904 mit Erlaubnis der gleichen Polizei
Verwaltung bei uns ausführte, ohne daß das geringſte dabei
paſſiert wäre. Da das Verbot der Direktion erſt am Sonn
abend nagmtiteg 4/2 Uhr überbracht wurde, war es unmög-
lich, eine Zurücknahme dieſes Verbots zu erwirken zu verſuchen,
oder die veränderte Sachlage durch die Zeitungen zu publi-
ieren. Der Aufſſtieg geſta ſich aber auch ſo äußerſt
ntereſſant: Unter brauſenden Zurufen und den Klängen der

Muſik ſtieg der Ballon, an dem der Luftſchiffer frei an einem
Trapez hing, gegen 5 Uhr in die Lüfte und blieb bei dem
erade S eſtwinde verhältnismäßig lange für die Zu
chauer ſichtbar. Nach 1ſtündiger guter Fahrt landete Kapitän

Wilſon, da ſich eher kein Gelände bot, in der NäheHähndo s der Station CErenſit bei Eilenburg auf einer
eſe.

*Aus dem Burean des Apollotheaters. Die Poſſe Es lebe der
Reſervemann gelangt nur noch heute und morgen Le Auf
führung. Bereits am Mittwoch geht ein neuer Schlager des
Original Kölner Volkstheaters, die große Burleske Ein
Seitenſprung, in Szene.

Aus dem Bureau des Walhallatheaters. Jnternatio-
nale Ringkampf-Koöonkurrenz. m vergangenenSonnabend ſiegte Clement le Terraſſier a Sek.
über Conſtantin Blume, Warſchau; Gambier II über Van
der Beck nach s Min. Der Kampf Eduard Rigtzler gegen
r Müller mußte nach 80 Min. als unentſchieden abge

ochen werden. 777 Sonntag, nachmittag ut a Alwin Kuſhre nach 7 Min. über
Saſchoff Pitlinski und Vinzent JIàa nach 15 Min. über
Sirbul Mei rig Sonntag abend ſiegte Paul Moldt, Ber
lin nach 11 in. über Jwan Sucholski. Außerdem ſiegteOlaf Henri fen, Schweden, über Fritz Schoß, Sachſen, nach 9

Minuten. Der Kampf zwiſchen Clement le Terraſſier,
Belgien und Joſeph Milchthaler, Bayern, mußte nach
30 Minuten als e abgebrochen werden. Jn
folge erlittener vier Niederlagen ſind bis heute aus dex Kon



kurrenz geſchieden: E
Jwan Sucholsky.re

Die erkünſtlerin, Frl. Flora To s beendete ernabend ihre Tage währende ungerkur. rz nach f.
wurde dieſelbe aus ihrem Glasverſchlage, em ſie von
einem unterſucht war, von zwei Perſonen herausgetragen,

Blume
heute, Montag, abend werdenüller und Nil en

e der gen Entbehrung von Speiſe ſehr matt
r. Die Anfang der Kur vorhandenen Backen

r riß z v r dieu nahm, beſtand in einemGlaſe Waſſer mit Kognak, die erſte Speiſe in einem Teller
Leere ung welche ſie in Portionen von ein bis zwei

ßlöffel zu ſich nahm. ganzen hat die Dame während
ihrer Hungerkur 88 Flaſ Lauchſtädter Mineralwaſſer zu

nomen Die Abnahme des Körpergewichts betrug 8215

Löbejün, 10. Mai. (E. B.) Schwerer Unglücksfal!.
Am Sonnabend ertranken die beiden vier und i grioen
Kinder des Steinarbeiters Sapora in einem mit Waſſer ge
füllten Steinbruch. Die Mutter der Kinder arbeitete auf dem
dabei liegenden Felde. Die Kinder ſind beim Spielen dem
nicht eingefriedigten Bruche zu nahe gekommen und hinunter-
gftürzt ohne daß die Mutter etwas gewahr geworden iſt.

ie wurde durch Arbeiter erſt darauf aufmerkſam gemacht
und liegt durch den Schreck ſchwer krank darnieder.

Aus den Nachbarkreiſen.
Der Sommerfahrplan

des Volksblattes liegt der heutigen Geſamtauflage bei. Er
wird hoffentlich unſern Leſern gute Dienſte leiſten.

Der Niedergang der „Mitteldeutſchen“.
Der bekannte günſtige Wind hat uns wieder einmal ein

Schriftſtück auf den Tiſch geweht, deſſen Wortlaut eigentlich
nicht für die Oeffentlichkeit beſtimmt iſt. Das Schreiben iſt
den Vorſtänden der Hirſch-Dunckerſchen Gewerk
vereine zugegangen und lautet:

Hochwichtig!
Sofort erledigen!

Weißenfels a. S., 9. Mai 1908.
Titl. Ortsverein!

Sie wollen hiermit Kenntnis nehmen, daß wir den Abonne
mentspreis der in unſerem Verlage erſcheinenden Gewer-

pereinszeitungen
Mitteldeutſche Volkszeitung“,

xSächſiſche Gewerkvereinszeitung“ und „Schleſiſche Arbeiter
Zeitung“

ab 1. Juli d. J. pro Monat um 15 Pfennig, das iſt von 40 auf
55 zu erhöhen gezwungen ſind.

Sehr ſchwer haben wir uns zu dieſem Schritt entſchloſſen.
Sind wir uns doch wohl bewußt, daß gerade der Arbeiter in
dieſer tauren Zeit mit jedem Pfennig zu rechnen hat. Wenn
Sie aber bedenken, daß wir an unſeren Gewerkvereins-
zeitungen mongtlich mehr denn 300 Mark Zubuße leiſten
müſſen, ſo we Sie unſern Schritt, der unſere Verhält-
niſſe pro Monat nur um 150 Mark beſſer geſtaltet, wohl ver
ſtehen.

An Jhnen wird es nun liegen, daß es bei Je Abonne
mentserhöhung verbleibt, indem Sie mit aller Energie für
die Gewinnung neuer Abonnenten ſorgen.

Wie ſchon geſagt, wird uns die hierdurch angekündigte Er
höhung von 15 Pfg. eine erhöhte Einnahme von 150 Mk. ein
bringen. Wir werden alſo auch nach dem 1. Juli, ſollte der
Abonnentenſtand derſelbe bleiben, immerhin noch monatlich
150 Mark zuſetzen. Wir ſind hierzu aber keineswegs be-
mittelt noch gewillt. Das traurige Fiasko, mit dem der
frühere Verlag von Saupe und Röger geendet, iſt nicht zuletzt
guf das Konto der Gewerkvereinszeitungen zu ſetzen. Und

iſt doch wahrlich kein gutes Zeichen für den Geiſt der
irſchDunckerſchen Gewerkvereine, daß es ihnen nicht ge

ingen will, die einzige in ganz Deutſchland erſcheinende
ewerkvereinszeitung lebensfähig zu erhalten. Sollten nun

am 1. Juli nicht ſo viele neue Abonnenten hinzutreten, daßdas e Abonnementserhöhung verbleibende Defigit gedeckt

wird, ſo wollen Sie ſich erklären, ob Sie dann bereit ſind, das
ſelbe durch Beiträge aus Jhrer Ortsvereinskaſſe zu decken.
Wir ſtellen deshalb das Verlangen, weil bei einer größeren
Abonnementspreiserhöhung die Mehrzahl der Abonnenten
die Zettung ganz im Stich laſſen würde. Andererſeits können
Sie von uns nicht verlangen, daß wir eine Zeitung J
geben, die uns täglich gewaltige Mühen bereitet, um Geld

uſetzen. Die Zeitungen vertreten Jhre Jntereſſen, ſie
ghre Streiterin und darum liegt es auch an Jhnen,

für deren Lebensfähigkeit zu ſorgen. t
Hierbei berühren wir noch einen heiklen Punkt. Bei allen

Konferenzen werden Klagen über die Leiſtung, reſp. den
redaktionellen Ausbau der Zeitung geführt. Durch vor
ſtehende Ausführungen iſt Jhnen des Uebels Kern bekannt
geworden. Wir müſſen, um die Gewerkvereinszeitungen
r zu ſtellen, ſtets den Satz unſerer Weißenfelſer Zeitung

ausreichendem Maße benützen. Wollten wir es nicht, ſo
erhöhten ſich die Ausgaben noch beſonders um zirka 600 Mark.
Wer ſollte dieſe horrende Summe decken? Sollten ſich aber
zum 1. Juli die Verhältniſſe ſo geſtalten, daß unſere bisherige
Zubuße von 800 Mark gedeckt wird, ſo werden wir, um mehr
aktuellen Gewerkvereinsſtoff bringen zu können, eine weitere
Hilfskraft für unſere Gewerkvereinszeitungen engagieren,
in der Hoffnung, daß dann endlich einmal das zur Wirklich
keit werde, wovon die Gründer der Blätter geträumt! Daß
jeder Gerwerkvereiner die täglich erſcheinende Gewerkvereins
gitung lieſt. Zu dieſem Zwecke gedenken wir auch die drei
Zeitungen in dem gemeinſamen Titel:

„Deutſche Gewerkvereinszeitung“,
offizielles tägliches Organ der Ausbreitungsverbände und
Gewerkvereine in Mitteldeutſchland, Königreich Sachſen,

Schleſien, Mark Brandenburg, der Lauſitz u. ſ. w.
erſcheinen zu laſſen.z n, e t ſorgen Sie mit uns, daß Jhnen Jhr
Organ erhalten bleibt. Wir wollen an demſelben keinen be
ſonderen Verdienſt, aber können auch unmöglich im Jahre
zirka 4000 Mark opfern, um Gewerkvereinszeitungen heraus
zugeben.

Sollten Sie wider Erwarten unſere Anregung ablehnen,
das uns entſtehende Defizit aus Jhren Mitteln aufzu
bringen, dann ſind wir gezwungen, je nach dem Ausfall des
Abonnementsftandes am 1. Juli d. Js., das Erſcheinen der

eitungen einzuſtellen.hart Laiag das für die geſamte Gewerkvereins-

)ewegung, ſtatt vor rückwärts, iſt, mag hier unerörtert
bleiben. Das unterliegt Jhrem Urteil. An Jhnen liegt es,
das Schlimmſte zu vermeiden!

Mit deutſchem Gewertvereiragraßt
nHothagte „Weißenfelſer Zeitung“

e. G. m. b. H.
Kurt Hofmann.

lume, Van der Beck, Fritz J Entweder oderl Könnt ihr zum 1. Juli nicht genügend
Mittel ſchaffen, dann: Lebe wohl, Mitteldeutſchel Unſere
früher geäußerte Anſicht, daß bei der Mitteldeutſchen etwas
faul iſt, iſt nunmehr beſtätigt worden.

Theißen, 10. Mai. (E. B.) Diebſtahl. Auf Grube Vir
ginie wurde dem Keſſelwärter Röhle die Uhr aus der Taſche
der an der Wand hängenden Weſte geſtohlen. Als Dieb wurde
der Dachdecker Friedrich aus Zeitz ermittelt. Die Uhr warf er
auf der Flucht von ſich.

Torgau, 10. Mai. (E. B.) Zur Landtagswahl iſt
Torgau in ſieben Bezirke geteilt. Es bilden den I. Bezirk:
Enten, Erzenſtraße, Fiſcherdörfchen, h Leipzigerſtraße,
Promenade II. Bezirk Feldſtraße, Fürſtenweg, Garten Luther,
Mühlenſtraße, Wintergrüne. III. Bezirk: Bäckerſtr., Fleiſch
markt, Kurſtraße, Markt, Nonnenenſtr., Pfarrſtr. IV. Bezirk:
Breite, Georgen, Marſtall, Neuſtraße, Paradeplatz, Schützen,
Wittenbergerſtraße. V. Bezirk: König, Kreuz, Laboratorium
ſtraße, Leipzigerwall, Schulzen-, Wall, Gr. und Kl. Weber
ſtraße. VI. Bezirk: Logenſtraße, Nordring, Spital, Ufer-
ſtraße, Weſtring. VII. Bezirk: W Domitzſcherſtraße,
Mittelweg, Naundorferſtraße. Da wir in der letzten Mit
gliederverſammlung eine Anzahl Wahlmänner in Vorſchlag
gebracht haben verſchiedene Bezirke aber mehr haben als
erforderlich, andere dagegen noch unbeſetzt ſind, ſo iſt es not
wendig, daß in der Mittwoch, den 183. d. Mts., bei Klemm
ſtattfindenden Mitgliederver ſammlung die Genoſſen voll
zählig erſcheinen, um die Aufſtellung der Wahlmänner end
gültig zu regeln. Aber auch die Lokalfrage drängt zur Ent-
cheidung, und da auch hier geteilte Meinungen, die ſchon zu

perſönlichen Reibereien geführt haben, vorhanden ſind, ſo müßte
auch ſchon dieſer Punkt einen zahlreichen Beſuch der Verſamm-
lung veranlaſſen.

Elſterwerda, 10. Mai. (E. B.) Die „tapferen“ Stadt-
väter. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung ſtand u. a. auch
die Beratung einer neuen Freibankordnung auf der Tages-
ordnung. Bei dieſer Gelegenheit wurde auch gleich die Ein-
führung einer polizeilichen Milchkontrolle beſchloſſen. Ferner
kam es dann zu einer Debatte über die teuren Fleiſch und
Brotpreiſe. Der Magiſtrat brachte die ihm bekannt gewordenen
Klagen vor. Und was taten unſere „tapferen“ Stadtväter?
„Um dem anweſenden Fleiſchermeiſter, der die Preiſe als ſehr
mäßig bezeichnete, nicht weiter nahe zu treten, wurde beſonders
über die teuren Brotpreiſe debattiert.“ Das Jntereſſe des einen
Herrn verlangte alſo, daß man im Stadtparlament, welches die
Intereſſen der Geſamtheit vertreten ſoll, über die beſtehende
Teuerung ſich ausſchwiegl Der Fleiſchermeiſter erklärte: Die
Preiſe ſind mäßig, und für die Stadtverordneten iſt die Ange-
legenheit erledigt. Jntereſſenpolitik treibt man aber auch bei
uns nicht! Der Magiſtrat will verſuchen, die Jnnungsvorſtande
zu Preisermäßigungen zu veranlaſſen. Helfen wird's ja wohl
kaum etwas.

Elſterwerda, 10. Mai. (E. B.) Ueber das Landtags-
wahlrecht wird am nächſten Dienstag abend 826 Uhr im
Gaſthof zum Kronprinz Genoſſe Rühle- Leipzig referieren.
Die Landtagswähler ſollen zu dieſer Verſammlung zahlreich
erſcheinen.

Pröſen, 10. Mai. (E. B.) Die Folgen einer abge
lehnten Einladung. Einigen hieſigen Arbeitern war
es eingefallen, den ſeit zirka 116 Jahren ſanft entſchlafenen Rad-
fahrerverein Viktoria wieder aufleben zu laſſen. Und dies,
trotzdem am Orte ein Arbeiter-Radfahrerverein beſteht!
Die Eigenbrödler luden zu dem Auferſtehungsfeſte auch dieſen
Verein ein! Die Einladung wurde jedoch prompt zurückgeſandt.
Darob große Entrüſtung bei den Viktoriaradlern. Sie be-
ſchloſſen einen Kriegszug, und eines ſchönen Abends konnte
man zirka 20 Mann kriegsmäßig gerüſtet ausziehen ſehen.
Auf einem echten Kriegszuge muß nun natürlich auch Blut
fließen. Das geſchah denn auch, einer unſerer Genoſſen wurde
mit einem meſſerähnlichen Gegenſtande ſo zugerichtet, daß er
ſich in ärztliche Behandlung begeben mußtel Selbſtverſtänd-
lich iſt damit die Sache noch nicht zu Ende. Dem Meſſerhelden
wird wohl noch bewieſen werden, daß eine deraraige Bekäm-
pfung von Arbeiterorganiſationen noch nicht erlaubt iſt. Jeden-
falls hätten aber die Arbeiter, die ſich der Viktoria angeſchloſſen
haben, beſſer getan, wenn ſie die wenigen Eigenbrödler allein
ließen. Von denen haben ſie doch nichts Gutes zu erwarten.

Zahna, 10. Mai. (E. B.) Maurerſtreik. Seit letzten
Mittwoch ſtreiken hier die Maurer. Die Unternehmer beab-
ſichtigen, den Stundenlohn von 85 auf 33 Pfennig herabzu-
drücken! Sie hatten aber die Rechnung ohne die Solidarität
der Arbeiter gemacht. Vom erſten Tage an ruhten ſämtliche
Bauten, einige Lehrlinge, die zur Arbeit kamen, wurden von
den Bauherrn ſelbſt nach Hauſe geſchickt. Aus dem Abwehr-
ſtreik hat ſich nun ein Angriffsſtreik entwickelt. Die Unter
nehmer nahmen nicht nur den Abzug zurück, ſondern bewillig-
ten ab 1. Januar eine Zulage von 1 Pf. Die Verhandlungen
ſind jedoch geſcheitert, da die Maurer ab 1. Januar 87 Pf.
Stundenlohn verlangen. Weitere Verhandlungen ſollen am
Sonntag ſtattfinden.

Der entwiſchte Sternickel.
Vor dem Kriegsgericht der 7. Diviſion in Magdeburg fand am

Donnerstag vormittag die Fortſetzung der am 15. April d. J.
vertagten Verhandlung gegen den Gendarmerie-Wachtmeiſter
Friedrich Wilhelm Hille aus Kalbe a. d. Milde ſtatt, der wegen
fahrläſſigen Entweichenlaſſens eines Gefangenen, angeblich des
Raubmörders Sternickel, angeklagt war. Die Verhandlung, an
der u. a. zwei höhere Gendarmerieoffiziere als Zuhörer teil-
nahmen, entbehrte nicht eines gewiſſen Humors. Die Magdeb.
Volksſtime berichtet darüber:

„Dem „Fall“ liegen folgende Tatſachen zugrunde: Der Zi-
garrenfabrikant Karl Zein aus Ronneburg, S.-A., kam
zu Anfang dieſes Jahres auf einer Reiſe durch die Altmark
nach Salzwedel, wo ihm von einem Bekannten der Steckbrief
gegen Sternickel mit dem Bemerken gezeigt wurde, er, Zein,
käme ja auch überall herum; er könne ſich vielleicht die 1000 Mk.
Belohnung, die für die Ergreifung Sternickels ausgeſetzt waren,
verdienen. Zein merkte ſich einige beſondere Merkmale aus
dem Steckbrief, wie ſchleſiſcher Dialekt, ſteifes linkes Handge-
lenk, Taubenliebhaber und Abonnent der Zeitſchrift „Geflügel-
börſe“, Narben in der Handfläche, Leberflecke am Unterarm
uſw. Zein fahndete nun eifrig bei ſeinen Geſchäftsreiſen be-
ſonders auf Müllergeſellen, weil in dem Steckbrief angegeben
war, Sternickel würde ſich wahrſcheinlich unter falſchem Namen
in irgendeiner Mühle als Müller aufhalten. Am 18. Januar
dieſes Jahres kam Zein nach Wernſtedt bei Gardelegen und be
merkte in der Wirtſchaft, wo er abgeſtiegen war, einen Müller,
der ihm verdächtig vorkam, weil er einen ausgeſprochenen ſchle-
ſiſchen Dialekt ſprach. Auch ſonſt glaubte Zein Wahnehmun-
gen gemacht zu haben, die darauf ſchließen ließen, daß dieſer
Müller, der ſchon ſeit Jahren geſuchte Sternickel ſei. An dem-

ſelben Abend erhielt der angeklagte Gendarmeriewachtmeiſter

Hille noch von den Beobachtungen Zeins Kenntnis. Er ver
ſprach, am andern Tage die Sache weiter zu verfolgen.

Dies geſchah denn auch. Zunächſt wurden zwei Fahndungs
blätter mit dem Signalement und der Photographie des geſuch-
ten Verbrechers herausgeſucht. Auf der Poſt wurde dann feſt
Wer daß tatſächlich ein Exemplar der Geflügelbörſe auf der

rſterſchen Mühle von dem dort in Arbeit ſtehenden Müller
Erich Mielſch geleſen wurde. Zein und Hille begaben ſich dann
nach dem Gemeindevorſteher Baake und waren ſehr erfreut,
dort den verdächtigen Müllergeſellen beim Abladen von Mehl
vorzufinden. Der angebliche Mielſch wurde ſofort nach Legiti-
mationspapieren befragt, worauf der Gefragte aber auswei-
chend antwortete. Hierauf zog der Angeklagte den Steckbrief
mit der Photographie aus der Taſche und hielt ihn Mielſch vor.
Dieſer ſagte: „Na, ſo dumm ſehe ich doch nicht aus die 1000 Mk.
möchte ich mir aber auch verdienen!“ Während Hille im Zweifel
darüber war, ob er es mit dem geſuchten Raubmörder zu tun
habe, war Zein der feſten Ueberzeugung, daß es Sternickel ſei.
Als Mielſch zur Mühle zurückkam, ſprach er dem Müller För-
ſter ſein Bewundern darüber aus, daß man ihn für einen ſchon
lange geſuchten Verbrecher gehalten hätte, und fügte hinzu:
„Beinahe hätten Sie mich nicht wieder zu ſehen bekommen.“
Gleichzeitig ſuchte er aber um einige Tage Urlaub nach und
wollte am andern Morgen mit dem erſten Zuge nach Braun
ſchweig fahren. Da dem Förſter der Mielſch immer ſchon nicht
richtig vorgekommen war, er, Förſter, auch der Meinung war,
daß ſein Geſelle kein gutes Gewiſſen habe, ſo dachte er: wenn
du erſt weg biſt, dann kommſt du nicht wieder.

Jnzwiſchen war Hille nach dem eine Wegſtunde entfexnten
Kalbe a. M. gegangen, um ſich der Sicherheit wegen vom Amts-
richter Volder einen Haftbefehl geben zu laſſen. Dieſer
erklärte als Zeuge, auf die ihm mitgeteilten Wahrnehmungen
Hilles keinen großen Wert gelegt zu haben. Tauben, na, die
härte wohl jeder Müllergeſelle, und Narben, die ließen ſich bei
den ausgearbeiteten Händen der Müller auch ſchwer feſtſtellen.
Jmmerhin hätte er, da er nicht der Vorgeſetzte des Hille gewe-
ſen ſei. diejen erſucht, ihm, dem Amtsrichter, den verdächtigen
Müllergeſellen vorzuführen. Dies könne auch ohne Haftbefehl
erfolgen. Hille ging nun nach Wernſtedt zurück, verſtändigte
ſich mit der Müller Förſter, und als Mielſch alias Sternickel
ſein Abendbrot gegeſſen hatte, wurde von Hille der Feldzugs-
plan zur Verhaftung des gefährlichen Menſchen entworfen.

Hille, Zein, der Ortsvorſteher und noch ein „ſtarker Mann“
begaben ſich nun am 14. Januar gegen Abend nach der Mühle,
Förſter klopfte den Mielſch, der ſich angeblich ſchon ſchlafen ge-
legt hatte, heraus und teilte ihm mit, er müſſe nach Kalbe zum
Verhör. Mielſch erklärte ſich ſofort bereit und erſuchte den
Müller, da er, Mielſch, nur Unterhoſen und Pantoffeln an
hatte, ſeinen Anzug. der ſich auf dem Boden des Wohnhauſes
befand, holen zu dürfen. Jn der von der Mühle etwas abſeits
gelegenen Wohnung Förſters wuſch ſich Mielſch nun und zog ſich
um. Der Ortsvorſteher und der „ſtarke Mann“ hielten draußen
vor der Tür Wache, während Hille und Zein drinnen den Ge-
ſellen im Auge behielten. Dieſer hantierte nun mit der La
terne in der Hand ganz beliebig in der Wohnung umher und
ſagte anſcheinend ganz harmlos zu dem im Nebenzimmer ſitzen
den Hille: „So, Herr Wachtmeiſter, Geld habe ich, nur noch ein
Chemiſett vorbinden, dann kann die Reiſe losgehen!“ Jn die-
ſem Augenblick bemerkte Mielſch, daß die beiden Männer, die
draußen Wache ſtehen ſollten, wegen der Kälte in das Zimmer
gekommen waren, worin ſich Hille im eifrigen Geſpräch mit
einem Herrn befand. Dieſe Gelegenheit nahm Mielſch wahr.
Er verzichtete auf das Vorbinden eines Chemiſetts, wie wenig-
ſtens der Ortsvorſteher ausſagte, und ging noch einmal hinaus,
um ſich ein wollenes Tuch zu holen, das er um den Hals legen
wollte. Hierbei iſt er über den Hausflur ins Freie gelangt und
bis auf den heutigen Tag nicht wieder geſehen worden.“

Das iſt die Geſchichte von der beinahe erfolgten Verhaftung
des berüchtigten Sternickel. Ob der unter dem Namen Mielſch
in Wernſtedt beſchäftigte Müllergeſelle tatſächlich der viel ge
ſuchte Raubmörder war, läßt ſich nicht mit poſitiver Beſtimmt-
heit behaupten, aber aller Wahrſcheinlichkeit nach iſt er es ge
weſen.

Jn Anbetracht der groben Fahrläſſigkeit, deren ſich der ange
klagte Gendarmeriewachtmeiſter ſchuldig gemacht hat, hält das
Gericht eine Arreſtſtrafe von drei Wochen für angebracht. Be
antragt waren vier Wochen. Aber ſchlimmer noch als dieſe
Strafe iſt, was das Sprichwort verrät: Wer den Schaden hat,
braucht für den Spott nicht zu ſorgen!

Aus den Gemeinden.
Mühlberg. Jn der Stadtverordnetenſitzung am 6. Mai

wurde bekanntgegeben, daß an den Beſchlüſſen betr. den Bahn-
bau nach Burxdorf vom Miniſter v. Breitenbach einige Aus-
ſetzungen gemacht worden ſind. Die Aenderungen ſollen in
einer n beſchloſſen werden. Ein Antrag der Haus-
ter der Lindenſtraße auf Uebernahme eines Teiles der
Pflaſterungskoſten durch die Stadt wird unter folgenden Be
dingungen angenommen: Der Bürgerſteig, zirka 5 Meter breit,
a 12 Meter Kiesbahn und 116 Meter Zementplatten er-
alten, der übrige Teil epflaſtert werden. Bei Beratung

dieſes Antrages ſagten ſich die Herren Stadtväter gegenſeitigeinige Wahrheiten U. a. erklärte einer der Herren in ſeiner
Aufregung, daß früher manchmal Poſten in Rechnung eingeſetzt
worden ſein ſollen, welche nicht immer auf Wahrheit beruhten!
Wir werden uns dieſen „gelegentlichen Ausſpruch“ für ſpäter
vormerken. Der Antrag des Sozialdemokratiſchen Vereins auf
Aufhebung des Bürgerrechtsgeldes wurde von den Stadtvätern
einſtimmig abgelehnt! Nicht einer der Herren fand den Mut,
für die Arbeiter eine Lanze zu e Der Herr Bürger
meiſter führte zur „Begründung“ der Ablehnung mit an, daß
die Nachbarſtädte bis auf eine ſämtlich r er
heben. Einer ſolchen Begründung konnten ſelbſtverſtändlich
unſere Stadtväter nichts entgegenſtellen. Die Anſchaffung
eines Desinfektionsapparates wurde abgelehnt. Zur Tiefer-
legung der Sohle der Brottewitzer Abflußgrabenbrücke wurden
250 Mk. bewilligt. Die Ausbeſſerung einer Straße und An-
legung eines Kanals wurden wegen Geldmangel abgelehnt.
Jn der geheimen wurde den ſtädtiſchen Beamten eine
einmalige Zulage bewilligt. W.

Polizeiliches und Gerichtliches.
F Strafkonto der Preſſe. Wegen Beleidigung der Elberfelder

Poſtbeamten wurde Genoſſe A. Molkenbuhr, Redakteur
der Freien Preſſe, zu 100 Mark Geldſtrafe verurteilt. Bean
tragt waren 500 Mark. Genoſſe Hoffmann vom gleichen
Parteiblatt wurde wegen Beleidigung eines Fabrikmeiſters zu
25 Mark verurteilt.

8 Das beleidigte preußiſche Offizierkorps. Der Genoſſe Otto
Paſſehl in Stettin hatte in einer von ihm herausge-
gebenen Wochenſchrift den Brief eines Leutnants an einen
Kameraden veröffentlicht, in dem erſterer, der geſchlechtskranl
im Lazarett lag, u. a. ſchilderte, wie er ſich eine Siebzehnjährige
durch Sekt gefügig gemacht habe. An dieſen Brief, der im Vor-
jahre durch die ganze Preſſe ging, ohne daß Anklage erhoben
wurde, waren einige kritiſche Gloſſen geknüpft, in denen der
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Briefſchreiber als der „Typ einer Gattung“, als „neupreußi-
ſcher“ Leutnant hingeſtellt war. Paſſehl, gegen den auf An
trag des Kriegsminiſters ein Verfahren wegen Beleidigung
eröffnet wurde, machte vor der Strafkammer vergeblich geltend,
daß die Notiz wörtlich einer Berliner Montagszeitung ent
nommen ſei und daß er ſie bereits früher im Volksboten abge
druckt habe, als er dieſen verantwortlich zeichnete. Der Staats
anwalt hielt die Abſicht der Beleidigung durch die Tendenz des
Blattes (es handelt ſich um eine literariſche Revuel) für er
wieſen und beantragte trotz der Unbeſcholtenheit des Angeklag-
ten ſechs Monate Gefängnis! Unter der Begründung, daß der
Artikel geeignet ſei, das preußiſche Offizierkorps in den Augen
des Auslandes herabzuſetzen und in die Autorität im Heere zu
untergraben, erkannte das Gericht auf die horrende Strafe von
drei Monaten Gefängnis!

Der Wahrheitsbeweis für die Echtheit des Briefes war dem
Angeklagten dadurch abgeſchnitten, daß nur aus S 185 (formelle
Beleidigung) Anklage erhoben war. Das Urteil ſoll u. a. im
Vorwärts und im Volksboten veröffentlicht werden

Aus der Genoſſenſchaftsbewegung.
Die Erziehung der Produzenten durch die Konſu-

menten. Im erſten Aprilheft des Kunſt wart äußert ſich
Johannes Buſchinann über ſeine Erfahrungen auf der Leip-
ziger Meſſe. Er hat auf den Muſterausſtellungen viel „Kitſch“
und nur wenig Gutes und Schönes geſehen und ſucht nun
Nach Abhilfe. Dabei macht er folgende Ausführungen:

Jch neige heute mehr denn je zu der Anſicht, daß alles
Vorbilderſchaffen nur ein Herumkurieren an Symptomen
eines Leidens ſein kann, das am inneren Wirtſchaftsorganis-
mus ſelber frißt. Es iſt die Planloſigkeit der Erzeugung,
an der wir kranken. Da ſind auf der Meſſe aus jedem
Warengebiet eine Menge Ausſteller vertreten. Die allgemeine
Geſchmacksrichtung haben ſie, wenigſtens in den aäußeren
Formen, ungefähr erkannt, aber nur wollen alle innerhalb
dieſer „Stil'grenzen noch etwas Beſonderes, Neues ſchaffen,
und was dabei entſteht, das ſind zumeiſt nichts weiter als
geſuchte Abwandlungen eines an ſich vielleicht ganz geſun-
den Gedankens, Abwandlungen, die ſich ihrerſeits irgendein
Muſterzeichnerhirn mühſam abgequält hat. Wir verſchwenden
ſo eine Menge Kraft und Material ganz nutzlos an unwirt-
ſchaftliche Zwecke. So heilſam der freie Wettbewerb an ſich
wirkt, ſo unheilvoll iſt der mit ihm anſcheinend untrennbar
verbundene Zwang, „Neuheiten“ herauszubringen. Der Leit-
gedanke iſt nicht, eine Sache beſſer, ſondern ſie anders zu
machen, und es wird kaum möglich ſein, ihn zu überwinden,
ohne den gegenſeitigen Wettbewerb durch eine gewiſſe Bin-
dung und Regelung einzuſchränken. Ungeheuerlich wäre aber
der Gedanke einer Regelung für uns nicht mehr; denn die
Wegelung haben wir in dem erſten Grundſatz der modernen
Wirtſchaft, der Arbeitsteilung, ja ſchon vorweggenommen.
Es kann ſich nur noch darum handeln, dieſe Arbeitsteilung,die heute allzu ſchematiſch und allein auf die SKoſtenberecy

nung hin vorgenommen wird, planmäßig den Bedürfniſſen
anzupaſſen, wie ſie ſich aus der möglichſt vollkommenen Sach
geſtaltung ergeben. Dann würden nicht fünfzig Fabrikanten
alle dieſelben fünfundzwanzig verſchiedenen Gegenſtände an
fertigen, ſondern etwa je zwei würden ſich mit all ihren
techniſchen und geiftigen Mitteln auf einen Gegenſtand legen
können und dieſen in deſto emſigerer Arbeit zur höchſten
Wertigkeit ſteigern. Sie würden aber alle, ſoweit ihre Er-
zeugniſſe ſich an einen beſtimmten geſchloſſenen Kreis von
Bedürfniſſen wenden, in enger Fühlung miteinander ſtehen,
alſo etwa: der Lampenfabrikant würde nicht mehr auf gut
Glück und eigene Fauſt Lampen in allen möglichen und
ug möglichen Stilarten herſtellen, und der Möbelfabrikant
Möbel, der Leinenweber Vorhangſtoffe, ſondern ſie alle, die

ſammen das liefern, was wir zur Ausſtattung unſerer
ohnräume brauchen, würden ſich miteinander verſtändigen

und nach einem gemeinſamen Plane, nach gleichen Geſichts-punkten arbeiten. Es liegt auf der Hand, daß dabei weit

Erſprießlicheres, in der Wirkung Einheitlicheres herauskom-
men würde, als jetzt. Das wäre dann überhaupt erſt Kul-
turſchaffen ſ nennen; denn wie ohne ein Jneinandergreifen
aller Einzelformen, ohne die Geſchloſſenheit des Geſamtein-
drucks unſere Umgebung „Kultur“ bekommen könnte, erſcheint
unerfindlich. Und daß dieſes Zuſammenarbeiten der Erzeu-
gung auf dem bisherigen Wege nicht zu erreichen iſt, das
zeigt die Leipziger Meſſe mit jeder neuen Jahresſchau.

Buſchmann denkt an Unternehmerkartelle, die ſich nicht von der
Berechnung der Preiſe, ſondern von der Zweckmäßig-
keit der Erzeugniſſe leiten laſſen. Buſchmann überſchätzt da
wohl ebenſo ſehr die Einſicht des profitgierigen Unternehmer-
tums wie er das Weſen der kapitaliſtiſchen Wirt-
ſchaftsmethode überhaupt verkennt. Soll in der heutigen
Geſellſchaft ein anderer Weg eingeſchlagen werden, ſo kann es
nur der ſein, daß man von der Seite des Konſums aus das
Uebel zu packen verſuchte. Die Fabrikanten würden wohl ſchöne
und geſchmackvolle Arbeit liefern, wenn nur ſolche bei ihnen
beſtellt würde. Das Uebel iſt, daß ſie die Käufer ſuchen müſ-
ſen und einer Mannigfaltigkeit ihrer Waren bedürfen, die ge-
ſchmackloſes Zeug das wenige Gute und Schöne überwuchern
läßt. Bei organiſiertem Konſum könnte man leicht die Quan-
tität der Muſter zugunſten der Qualität einſchränken, nur
Brauchbares und Geſchmackvolles auf den Markt kommen laſ-
ſen und ſo auch zu gleicher Zeit erzieheriſch auf die Verbrau-
cher einwirken. Auswahl verlangen dieſe natürlich und mit
vollem Rechte. Aber man kann ihre Auswahl auf wuirklich
gute Sachen beſchränken und die Fabrikanten veranlaſſen, nur
ſolche herzuſtellen, wenn ſie auf Beſtellung liefern. Sicherlich
hat ja die Organiſation der Konſumenten heute noch näher-
liegende Aufgaben, als die äſthetiſche Erziehung der breiten
Maſſen der Verbraucher und der Produzenten. Aber ſie kann
auch auf dieſem Gebiete hervorragendes leiſten, und das ein-
mal zu betonen, ſcheint uns wohl angebracht.

Aus dem KReiche.
Berlin. Verlotterte ehe Die Unregel-mäßigkeiten im Deutſchen Gaſtwirtsverband beſchäftigten eine

Verſammlung des Vereins Berliner Gaſtwirte. Der Vorſitzende
teilte mit, daß in der Sitzung des großen Vorſtandes des Ver-
bandes feſtgeſtellt wurde, daß die Hypothek von 65000 Mark,
die der frühere Schatzmeiſter des Verbandes, Keck, dem Verband
zur Verfügung ſtellte, ſich jetzt als wertlos herausgeſtellt habe,
ſo daß die veruntreuten Summen vorläufig für den Verband
verloren ſeien. Der zweite Vorſitzende des Gaſtwirteverbandes
teilte mit, daß im früheren Verbandsvorſtand die Kaſſen
führung ſo verlottert geweſen ſei, daß einem Vorſtands-
mitglied jahrelang 6000 Mark vom Verband gezahlt werden
konnten, die nicht durch die Bücher gingen, und von denen die
Mitglieder nichts wußten. Jetzt erſt ſei Ordnung geſchaffen
worden, und die Kaſſe werde vierteljährlich durch einen gericht-
lichen Bücherreviſor geprüft.

Hannover. Flachsmann als Erzieher. DerPrivatlehrer Oskar Schmidt hatte ſich dieſer Tage vor dem
wegen ſchwerer amtlicher Urkunden-

fälſchung uſw. zu verantworten. Der Angeklagte hat ſich auf
Grund eines gefälſchten Zeug niſſes über ein be-ſtandenes Examen als wiſſenſchaftiicher Lehrer die Stellung

eines Rektors in Freiburg a. Elbe verſchafft. Ueber das Vor-

leben und die Straftat des Angeklagten wurde folgendes tetſtellt: Er iſt am 30. Mai 1857 in Hohenſalza n als
Sohn eines mittelloſen Beamten geboren. Er verließ 1878

die Schule, genügte 1879-80 ſeiner Militärpflicht und hat an-
geblich 1880-81 in Breslau zunächſt Jura ſtudiert. Dann will
er bis 1889 in Berlin Philoſophie, ſpeziell Geſchichte und
Geographie ſtudiert und ſich durch Unterrichtgeben ernährt
en 1889 unternahm er das Examen, fiel aber in den mei-ten Fächern durch. Jn dem erteilten Examenzeugnis iſt zum
Ausdruck gebracht, daß er mit Vorſicht für den Unterricht in
den unterſten Klaſſen einer Lehranſtalt verwendet werden kann.
Der Angeklagte hat ſich dann als Hauslehrer, Lehrer an Pri-
vatſchulen und als Verſicherungsbeamter durch die Welt ge-
ſchlagen. Jm Jahre 1890 hat er ſich das gefälſchte Zeugnis
verſchafft, nach dem er alle Examenfächer mit Gut beſtanden
hat, und in dem ihm von der Prüfungskommiſſion in Berlin
die Lehrbefähigung für höhere Klaſſen zugeſprochen iſt. Bei
der Beſchaffung von Privatlehrerſtellen hat der Angeklagte mit
beglaubigten Abſchriften des gefälſchten Zeugniſſes operiert.
Jm Laufe ſeines wechſelvollen Daſeins iſt er auch bereits
weimal wegen Wechſelfälſchung mit Gefängnisſtrafen belegt.

Auch in Hannover erlangte er mit Hilfe des gefälſchten Zeug-
niſſes Anſtellung bei einer Privatlehranſtalt, bei der er ein
Gehalt von 2700 Mark jährlich bezog. Er würde jetzt 3000
Mark jährlich bezogen und weitere per und beamten-
mäßige lebenslängliche Sicherſtellung gehabt haben, weil er
den an ihn geſtellten Anforderungen genügt hat. Er geriet
aber in Schulden, mußte alle halbe Jahre die Wohnung wech-
ſeln, um aus der Nähe ſeiner Gläubiger zu kommen, und be-
ſchloß deshalb, ſich anderweitig Stellung zu ſuchen.

Er iſt ſeit 1898 verheiratet; um ſeine Familie aus der Not-
lage zu bringen, will er zu dem verhängnisvollen Schritt
der Gebrauchmachung der gefälſchten Urkunde gegenüber der
Gemeindeverwaltung übergegangen ſein. Er bewarb ſich im
Februar d. J. um die von Freiburg ausgeſchriebene ektor-
ſtelle und ſandte das gefälſchte Zeugnis dorthin. Die Stellung
wurde dem Angeklagten mit der Maßgabe übertragen, daß er
innerhalb zwei Jahren noch das Rektor-Examen zu machen
habe. Durch eine zufällig bei der
Berlin angeſtellte Nachfrage wegen des xamenzeugniſſes
wurde die Fälſchung feſtgeſtellt, bevor der Angeklagte ſein
Amt als Rektor in Freiburg a. E. angetreten hatte. Durch
die Benutzung des gefälſchten Zeugniſſes ſoll der Angeklagte
ſich gleichzeitig des verſuchten Betruges zum Nachteil der Ge-
meinde Freiburg ſchuldig gemacht haben. Nach der Bekundung
eines Sachverſtändigen hätte der Angeklagte, der
ſich im Laufe der Jahre zweifellos fortgebildet hat, die
Stellung eines Rektors in Freiburg ſei-ner Befähigung nach ausfüllen können. Da-
nach war die Abſicht einer Schädigung ſchwer nachweislich.

Die Geſchworenen ſprachen ihn der pung einer öffent-
lichen Urkunde unter Zubilligung mildernder Umſtände ſchul-
dig. Die Frage nach Erlangung eines rechtswidrigen Ver-
mögensvorteils und nach einem beſonderen Betrugsverſuch
wurde verneint. Das Gericht verurteilte den Angeklagten zu
vier Monaten Gefängnis.

Görlitz. Eine Baukataſtrophe. Am Sonnabend
nachmittag ſtürzte in Görlitz das Dach der neuerbauten Stadt-
halle ein und begrub 17 Perſonen unter ſich. Bis zum
Abend wurden zwei Tote geborgen. Die Dachkonſtruktion war
von der Stadt beanſtandet worden, weil ſie die Belaſtungs-
probe nicht aushielt. Auf Einſpruch des Magiſtrats wurde
dann die Eiſenkonſtruktion verſtärkt. Trotzdem iſt das Dach
jetzt eingeſtürzt. Von der Halle ſind nur die unteren Giebel-
wände ſtehen geblieben, die ebenfalls einzuſtürzen drohen. Die
Unfallſtelle wurde deshalb polizeilich abgeſperrt. Unter dem
Verdacht, die Kataſtrophe durch Fahrläſſigkeit verſchuldet zu
haben, iſt der Bauführer Naumann verhaftet worden.

Die Halle ſollte laut Kontrakt ſchon in dieſem Sommer fer-
tig geſtellt werden. Sie liegt in einem Park auf ſehr tiefem
Terrain. Um feſten Untergrund zu ſchaffen, mußten große
Erdmaſſen aufgeſchüttet werden. Der Grundſtein wurde am
20. Juni 1906, einen Tag nach dem letzten Muſikfeſt in Gör-
litz, gelegt. Die alte Halle iſt inzwiſchen niedergeriſſen wor-
den. Die neue Halle ſollte urſprünglich nur eine Muſik Feſt
halle werden. Ein Kapital von 300 000 Mark war durch eine
Lotterie bereits aufgebracht worden. Später entſchloß man
ſich, ſtatt der Muſikfeſthalle eine ſtabilere Stadthalle mit meh-
reren kleineren Sälen zu errichten.

Einer der ſchwerverletzten Arbeiter iſt im Krankenhauſe ge-
ſtorben. Unter den Trümmern liegen noch zwei Stukkateure,
die vermutlich tot ſind. Die Zahl der Verletzten iſt noch nich
genau ermittelt.

Nürnberg. Adliger Wechſelfälſcher. Die Straf-
kammer verurteilte den früheren Leutnant Schnirl v. Deſers-
dorf wegen Wechſelfälſchung zu ſechs Monaten Gefängnis.

Gerichtsſaal,
Strafkammer.

Halle, a. S., 9. Mai.
Ein angebliches Opfer ſeiner Gutmütigkeit. Ein

40 jähriger noch unbeſtrafter Eiſenhobler von hier wurde wegen
Zuhälterei zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt. Er iſt verheiratet, üieß ſich aber mit einer Proſtituierten, einer gleichfalls

verheirateten Jugendliebſten, in ein Verhältnis ein. Er nutzte
die Holde, die auf Leipziger Meſſen Fruchteis verkaufte, nach
Kräften aus, drängte ſich ihr geradezu auf und rief ſie von
auswärts durch Briefe voll ſtürmiſcher Sehnſucht als „ihr treu
liebender Emil“ immer wieder nach Halle zurück. Trotzdem
behauptete er vor Gericht unverfroren, von der Ausgenutzten
in aufdringlicher Weiſe beläſtigt und nur ein Opfer ſeiner
„Gutmütigkeit“ geworden zu ſein. Das Verhältnis endete durch
eine Prügelei zwiſchen ſeiner Liebſten und ſeiner Frau, die
eines Abends dem Pärchen auflauerte und ſchließlich Anzeige
bei der Polizei erſtattete. Der Staatsanwalt beantragte gegen
den Angeklagten ſogar ein Jahr Gefängnis und Stellung unter
Polizeiaufſicht.

Die Unſitte des zu ſchnellen Fahrens. Ein 13 jähriger
e e von hier fuhr am 12. v. Js. mit einemleiſcherwagen, auf dem auch ſein Meiſter ſaß, „in vollem

rabe“ aus der Berlinerſtraße in die Wuchererſtraße. Er wollte
Motorwagen erreichen. Mehrere

Arbeiterfrauen mit Kindern hatten kaum noch Zeit, vor dem
heranbrauſenden Gefährt beiſeite zu ſpringen. Ein 6jähriges
Mädchen aber wurde von einem Pferdehuf erfaßt, umgeworfen,
und unter die Pferde geſchleudert. Doch erlitt es zum Glück
nur leichte Verletzungen am rechten Ohr und Fußgelenk. Die
Arztkoſten hat der Fleiſchergeſelle bereits gutwillig bezahlt. Die
Strafkammer rügte die Unſitte des zu ſchnellen Fahrens ſcharf:
gerade an Ecken- und Stratzenbiegungen müſſe ganz beſonders
langſam gefahren werden. Doch wurde mit Rückſicht auf die
gen des Angeklagten eine Geldſtrafe von 30 Mark für aus
reichend gehalten.

die letztere noch vor einem

Vermiſchtes.
Die Beſtie im Menſcheu. Jn Paris war eine Frau

Weber verſchiedenfach wegen Erdroſſelung, von Knaben und
Mädchen vor Gericht geſtellt worden. Sie mußte ſtets frei-
geſprochen werden, weil keine Beweiſe vorlagen. Jetzt iſt ſie
auf friſcher Tat gefaßt werden. Das Weib hatte ſich unter
falſchem Namen in eine Familie eingeſchlichen und erdroſſelte
dort einen ſiebenjährigen Knaben.

Ein teurer „Flirt“. Jn einem der feinſten Hotels von
Lugano machte ein reicher junger Amerikaner die Bekannt

ihrer
hafter

Flirt, und der unternehmungsluſtige Yankee machte darin ſichtüche Fortſchritte. Auf einmal tauchte nun auch ein angeblicher
Bruder der ſchönen jungen Dame auf. Er nannte ſich groß-

aft einer ſchönen jungen Pariſerin, die in Begleitungelt ein x ſt Nichtsdeſtoweniger entſpann ein l

artig Graf Francis Mac Mahon, war jedoch im übrigen kein
Spielverderber. Jm Gegenteil, nach ſeinem Erſcheinen nahm
das Spiel erſt recht ſeinen Anfang: das Kartenſpiel nämlich,
zu dem der Graf und ein rätſelhafter Jrländer, Thomas Cave-
naſh, der mit ihm gekommen war, den Amerikaner in liebens-
würdigſter Art zu verlocken wußten. Sie ſpielten in einem
Privatzimmer Tag und Nacht, und bald war die Brieftaſche
des Amerikaners um einige 10000 Frank leichter. Dieſen Ver-luſt hätte er am Ende noch verſchmer t, als ihm jedoch aus
ſeinem Zimmer weitere 2500 Frank abhanden kamen und er
begründeten Verdacht zu haben glaubte, die ſchöne Pariſerin
habe ihm dieſes Geld geſtohlen, da wurde ihm die Geſchichte
denn doch zu bunt. Er ſchickte nach der Polizei, und dieſe ver-
haftete den „Grafen“ Mac Mahon und ſeinen Freund Cavenaſh
als Falſchſpieler. Cavenaſh war zwar im letzten Augen-
blick nach in einem Schifflein entkommen und auf italieniſches
Gebiet entflohen. Er wurde jedoch bald aufgeſpürt, feſtgenom-
men und nach Como geführt, wo ihn die italieniſche Polizei
indes alsbald freiließ, nachdem er einem Herrn aus Buenos
Aires, dem er 5000 Frank abgenommen, dieſes Geld wieder
zurückgegeben hatte. Die beiden Spieler ſcheinen überhaupt
ſehr ſchwunghafte Geſchäfte gemacht zu haben. Auf dem Poſt
amte Lugano wurde ein Brief Mac Mahons an eine Londoner
Adreſſe beſchlagnahmt, der 5000 Frank in Banknoten enthielt,
wahrſcheinlich einen Teil der Beute, die er dem Amerikaner
abgenommen. Sofort nach der Verhaftung der beiden Spieler
war auch die ſchöne Pariſerin mit ihrer Duenna ſpurlos ver-
ſchwunden.

———-m2

Versammlungs-Anzeiger.
Jn vorliegender Nummer werden folgende Verſammlungen

bekannt gegeben:
Halle: Freidenker-Verein, Mittwoch, 13. Mai.
Zeitz: Fabrikarbeiter, Donnerstag, 14. Mai.
Taucha: Sozialdem. Verein, Mittwoch, 13. Mat.
Ofſterfeld: Konſumverein, Sonntag, 17. Mai.

e e n
h lTelephoniſcher Spezialdienſt des Volksblattes.

Breslau, 11. Mai. An der deutſchruſſiſchen Grenze bei
Lublinitz wurde ein armes Mädchen, das mit acht Gefährtinnen
aus Ruſſiſch-Polen nach Deutſchland gehen und dort Arbeit
ſuchen wollte, von einem ruſſiſchen Grenzſoldaten erſchoſſen.
Die übrigen Mädchen konnten entkommen.

Budapeſt, 11. Mai. Jn dem Orte Felſoscum wurde der Pfar-
rer von einer panſlawiſtiſchen Volksmenge lebensgefährlich ver-
letzt, weil er einen panſlawiſtiſchen Kaplan entlaſſen hatte.
Der Staatsanwalt, der zur Feſtſtellung des Tatbeſtandes im
Orte eintraf, wurde mit ſeinen Begleitern zur Flucht gezwun
gen. Die Regierung ſandte Militär in den Ort.

Tanger, 11. Mai. Eine franzöſiſche Kolonne unter dem Oberſt
Mennier wurde von marokkaniſchen Streitkräften zum Rück
zuge gezwungen.

Rom, 11. Mai. Die ſohndizierten Sozialiſten ſprachen in
einer Verſammlung ihre Sympahtie mit den ſtreikenden Land-
arbeitern in Parma aus.

Letzte Nachrichten.
Görlitz, 11. Mai. Zu dem Einſturz der Muſikfeſthalle wird

noch gemeldet: Der Baumeiſter Sehring iſt geſtern hier zur
gerichtlichen Vernehmung eingetroffen und wurde nachmittags
verhaftet. Ein noch größeres Unglück iſt dadurch verhütet wor-
den, daß kurz vor dem Einſturz mehrere Dresdener Stukkateure
mit der Arbeit aufgehört hatten und abgereiſt waren. Die
Aufräumungsarbeiten werden von der Feuerwehr fortgeſetzt,
um die zwei verſchütteten Stukkateure Engmann Dresden und
FleiſcherDresden aufzufinden. Bis jetzt waren alle Bemühun-
gen vergebens. Für heute ſind Pioniere kommandiert worden.
Alle Schwerverletzten befinden ſich im Krankenhauſe, die Leicht-
verletzten in ihrer Wohnung. Die bei der Kataſtrophe ums
Leben gekommenen waren ſämtlich Familienväter.

Dresden, 11. Mai. Auf einem Motorboot des Dresdener
Rudervereins ereignete ſich am Sonabend gegen 9 Uhr abends
eine Keſſelexploſion. Der Kaufmann Henke iſt dabei ertrunken.

Büchermarkt.
Von der Neuen Zeit (Stuttgart, Paul Singer) iſt ſoeben

das 32. Heft des 26. Jahrgangs erſchienen. Aus dem Jnhalt
des Heftes heben wir hervor: Was der preußiſchen Volks
ſchule fehlt. Von Heinrich Schulz. Die wirtſchaftlich geo
graphiſchen Urſachen des Peloponneſiſchen Krieges. Von M.
Beer. Kolonialpolitiſche Rundſchau. Von Parvus,
Ausbau der Arbeiterſekretariate und Vorbildung ihrer Be-
amten. Von Arbeiterſekretär Fr. Frank Frankfurt a. M.)
Die Sozialdemokratie in Finnland. Mitteilung des Jnter-
nationalen Sozialiſtiſchen Bureaus. Literariſche Rundſchau.

Wahlkreis Torgau- Liebenwerda.
An die örtlichen Vertrauensleute!

Von einigen Orten iſt der Bericht über die Vorarbeiten zur
Landtagswahl noch nicht eingegangen. Dies muß ſofort nachgeholt
werden damit der Zentralvorſtand ein richtiges Bild erhält,
in wieweit ſich die Genoſſen an der Landtagswahl beteiligen
werden. Alſo in den nächſten Tagen das Verſäumte nach
holen. Ferner machen wir die Vertrauensleute darauf auf
merkſam, daß in den nächſten Tagen das Flugblatt an die
einzelnen Orte verſandt wird. Dies muß ſofort verteilt
werden. Wir erſuchen daher alle Parteigenoſſen, ſich recht
zahlreich ihren Vertrauensleuten zur Verfügung zu ſtellen,
damit das Flugblatt gut verbreitet werden kann.

Mühlberg, den 5. Mai 1908.
Der Zentralvorſtand,

J. A.: Ernſt Winkler.
Verantwortlicher Redakteur: Ernſt Däumig in Halle.

Die heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.

Sportsfreunde und Förderer der Jugendſpielbewegung,
insbeſondere des ſo bedeutend in Aufnahme gekommenen Dia-
boloſpieles, dürfte es intereſſieren, daß die bedeutenſten fran
zöſiſchen Meiſterſpieler Mrs. Lucien Kra und Henri Duprs
auf ihrer Durchreiſe einige Stunden in Halle verweilen.

Auf Veranlaſſung unſeres größten Spielwarengeſchäftes
werden die Herren eine öffentliche Vorführung veranſtalten
W Zeugnis von ihrer Fertigkeit im genannten Spiele ab-
egen.
Die intereſſante Veranſtaltung findet Dienstag nachmittag

um 3 Uhr im Garten des Reſtaurants Aktien-Brauerei,
Deſſauerſtraße und um 5 Uhr auf dem des Reſtau
rants Peißnitz ſtatt. Der Beſuch iſt bei freiem Eintritt ieder

mann geſtattet. a
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